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Vorführender
Präsentationsnotizen
Welches Thema?
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Suizidbeihilfe im Verwahrungsvollzug

Peter Vogt wird verwahrt, da er
tber ein Dutzend Kinder und
Frauen vergewaltigt hat. Er will
mit dieser Perspektive nicht
weiterleben und plant deshalb, PETER VOGT
mit Hilfe der Organisation «Exit»

im Gefangnis zu sterben.



Vorführender
Präsentationsnotizen
https://www.telezueri.ch/zuerinews/vergewaltiger-will-mit-exit-sterben-133571332 

Hier handelt es sich nicht um eine unmittelbar zum Tod führende Krankheit. Rieder hätte noch viele Jahre weiterleben können. Das schliesst die Sterbehilfe nicht per se aus. Schwieriger gestaltet sich die Frage nach der Urteilsfähigkeit bei psychisch Kranken.

Gemäss Bundesgericht können auch psychisch Leidende Hilfe beim Freitod in Anspruch nehmen, solange sie bezüglich des Suizides urteilsfähig sind. EXIT hilft in wenigen Fällen pro Jahr bei psychischen Leiden. Die Anforderungen sind hoch und umfassen eine langjährige psychische Erkrankung und adäquate Therapie sowie ausführliche Gutachten hinsichtlich der Urteilsfähigkeit. Dennoch steigt die Zahl der Begleitungen in diesem Bereich langsam an.

Verwandte Probleme stellen sich bei Demenzerkrankungen wie Alzheimer: Eine Freitodbegleitung kommt nur im frühen Stadium bei noch vorhandener Urteilsfähigkeit in Frage. Eine Möglichkeit ist eine im Frühstadium abgeschlossene Patientenverfügung.
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Ubersicht

V. Vollzug
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Vollzug

Vierter Titel: Vollzug von Freiheitsstrafen/Massnahmen Art. 84 Beziehungen zur Aussenwelt

Art. 74 1. Vollzugsgrundsditze Art. 85 Kontrollen und Untersuchungen

Art. 75 2. Vollzug von Freiheitsstrafen/Grundsatze Art. 86 Bedingte Entlassung/a. Gewahrung

Art. 75a Besondere Sicherheitsmassnahmen Art. 87 b. Probezeit

Art. 76 Vollzugsort Art. 88 c. Bewahrung

Art. 77 Normalvollzug Art. 89 d. Nichtbewahrung

Art. 77a Arbeitsexternat und Wohnexternat Art. 90 3. Vollzug von Massnahmen

Art. 77b Halbgefangenschaft Art. 91 4. Gemeinsame Bestimmungen/Disziplinarrecht
Art. 78 Einzelhaft Art. 92 Unterbrechung des Vollzugs

Art. 79 aufgehoben (tageweiser Vollzug) Art. 92a Informationsrecht

Art. 79a Gemeinnutzige Arbeit

Art. 79b Elektronische Uberwachung Fiinfter Titel: Bewahrungshilfe, Weisungen, soziale Betreuung
Art. 80 Abweichende Vollzugsformen Art. 93 Bewadhrungshilfe

Art. 81 Arbeit Art. 94 Weisungen

Art. 82 Aus- und Weiterbildung Art. 95 Gemeinsame Bestimmungen

Art. 83 Arbeitsentgelt Art. 96 Soziale Betreuung


Vorführender
Präsentationsnotizen
Rund zwanzig Bestimmungen zum Vollzug, die es in sich haben. 
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Vollzug von Freiheitsstrafen

Vollzugsgrundsatze
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Vollzug

Vierter Titel: Vollzug von Freiheitsstrafen/Massnahmen Art. 84 Beziehungen zur Aussenwelt

Art. 74 1. Vollzugsgrundsdtze Art. 85 Kontrollen und Untersuchungen

Art. 75 2. Vollzug von Freiheitsstrafen/Grundsatze Art. 86 Bedingte Entlassung/a. Gewahrung

Art. 75a Besondere Sicherheitsmassnahmen Art. 87 b. Probezeit

Art. 76 Vollzugsort Art. 88 c. Bewahrung

Art. 77 Normalvollzug Art. 89 d. Nichtbewahrung

Art. 77a Arbeitsexternat und Wohnexternat Art. 90 3. Vollzug von Massnahmen

Art. 77b Halbgefangenschaft Art. 91 4. Gemeinsame Bestimmungen/Disziplinarrecht
Art. 78 Einzelhaft Art. 92 Unterbrechung des Vollzugs

Art. 79 aufgehoben (tageweiser Vollzug) Art. 92a Informationsrecht

Art. 79a Gemeinnutzige Arbeit

Art. 79b Elektronische Uberwachung Flinfter Titel: Bewahrungshilfe, Weisungen, soziale Betreuung
Art. 80 Abweichende Vollzugsformen Art. 93 Bewahrungshilfe

Art. 81 Arbeit Art. 94 Weisungen

Art. 82 Aus- und Weiterbildung Art. 95 Gemeinsame Bestimmungen

Art. 83 Arbeitsentgelt Art. 96 Soziale Betreuung


Vorführender
Präsentationsnotizen
Rund zwanzig Bestimmungen zum Vollzug, die es in sich haben. 
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Art. 74 — (Allgemeine) Vollzugsgrundsatze

Die Menschenwurde des Gefangenen
oder des Eingewiesenen ist zu achten.
Seine Rechte diirfen nur so weit
beschrankt werden, als der Freiheits-
entzug und das Zusammenleben in der
Vollzugseinrichtung es erfordern.



Vorführender
Präsentationsnotizen
Hier ist vor allem die Strassburger Rechtsprechung zu Art. 3 EMRK, also Folter und unmenschliche Behandlung wichtig. 
Rappaz, Hungerstreik
Sterbehilfe im Vollzug zu Gunsten von Verwahrtem  
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Art. 15 StGB/TG-1841

Die Strafe des... Zuchthauses
kann gescharft werden...
dadurch, dass der Verurtheilte ...
je den andern Tag als Nahrung
nur Wasser und Brod erhalt.



Vorführender
Präsentationsnotizen
Der Zweck des Freiheitsentzugs positive Spezialprävention (Besserung) und die negative Spezialprävention (Sicherung) erfordern nicht, dass er schlechtes Essen erhält. 
Allenfalls die Vergeltungs- oder negativen Generalpräventionsinteressen. 

15. Die Strafe des… Zuchthauses kann geschärft werden… dadurch, dass der Verurtheilte … je den andern Tag als Nahrung nur Wasser und Brod erhält. Diese Schärfung kann nicht länger als auf acht Tage…eintreten.



Die Gefangenen tragen
besondere Anstaltskleidung und
erhalten Anstaltskost.

© JVA Lenzburg


Vorführender
Präsentationsnotizen
Die Zuchthausstrafe wird in einer Anstalt… vollzogen, die ausschliesslich diesem
Zwecke dient.
Die Gefangenen tragen besondere Anstaltskleidung und erhalten Anstaltskost.
Der Empfang von Besuchen und der Briefverkehr des Gefangenen sind nur in engen Grenzen und unter Kontrolle gestattet.
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Art. 74 — (Allgemeine) Vollzugsgrundsatze

Die Menschenwiirde des Gefangenen
oder des Eingewiesenen ist zu achten.
Seine Rechte durfen nur so weit
beschrankt werden, als der Freiheits-
entzug und das Zusammenleben in der
Vollzugseinrichtung es erfordern.

-

-& PN

Champ Dollon, zu den Untersuchungshaft-
Bedingungen vgl. Bundesgerichtsurteil
1B_335/2013
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Vorführender
Präsentationsnotizen
Das Bundesgericht entschied kürzlich in Bezug auf das Gefängnis Champ-Dollon, dass es verfassungs- und konventionswidrig sein könne, in einer für drei Gefangene vorgesehenen Zelle mit einer Bruttofläche von 23 m2 sechs Gefangene unterzubringen, wenn sich die Haft auf nahezu drei aufeinanderfolgende Monate erstreckt und sie mit anderen Mängeln, wie der Einschliessung in der Zelle während 23 von 24 Stunden, verbunden ist.70.
BGer, I. ÖRA, 26. Februar 2014, 1B_335/2013, E 3.6.3.; vgl. auch Medienmitteilung des Bundesgerichts vom 26. 2. 2014, 1B_336/2013, 1B_369/2013, 1B_404/2013.
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Art. 74 — (Allgemeine) Vollzugsgrundsatze

- Darf/muss ein Inhaftierter, der seit
langerer Zeit im Hungerstreik ist,
zwangsernahrt werden?

- Muss ihm eine gesundheitsbedingte
Haftunterbrechung gewahrt
werden?

Bernhard Rappaz, Hungerstreik in Haft


Vorführender
Präsentationsnotizen
https://www.humanrights.ch/de/menschenrechte-schweiz/inneres/strafen/freiheitsentzug/zwangsernaehrung-staatliche-fuersorgepflicht-selbstbestimmungsrecht
Update: 23.02.2011
Zwangsernährung: Staatliche Fürsorgepflicht gegen Selbstbestimmungsrecht
Das Bundesgericht hat die Beschwerde des Arztes, welcher zur Zwangsernährung von Bernard Rappaz per Walliser Gerichtsentscheid verpflichtet gewesen wäre, abgeschrieben. Die aufgeworfene Frage, ob ein Arzt unter Strafandrohung zur Zwangsernährung eines Häftlings im Hungerstreik verpflichtet werden könne, sei zwar von grundsätzlicher Bedeutung und öffentlichem Interesse. Nachdem Rappaz den Hungerstreik beendet habe, fehle es allerdings an einem aktuellen und praktischen juristischen Interesse zur richterlichen Klärung. Es gebe keinen Grund zur Annahme, dass die Frage nicht rechtzeitig von einem Gericht beantwortet werden könnte, falls sie sich in Zukunft wieder einmal stellen sollte, halten die Bundesrichter/innen fest.
Humanrights.ch ist der Meinung, dass eine gerichtliche Klärung der menschenrechtlichen Fragen wichtig gewesen wäre. Ein Richterspruch hätte der Ärzteschaft Rechtssicherheit gegeben. Es ist schade, dass das Bundesgericht sich mit der Frage, ob die Fürsorgepflicht des Staates, einen Strafgefangenen am Leben zu erhalten, stärker zu gewichten ist als das Selbstbestimmungsrecht der Beteiligten, nicht auseinandergesetzt hat. Die Beschwerde des Arztes gegen die Verfügung der Walliser Behörden wäre eine Gelegenheit gewesen dazu.
Strassburg: keine Verletzung der EMRK
Bereits zuvor hatte das Bundesgericht die Forderung von Rappaz nach einem Haftunterbruch wegen des Hungerstreiks abschlägig beurteilt. Rappaz zog diesen Fall an den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) weiter. Dieser erklärt den Rekurs von Rappaz in seinem am 13. April 2013 veröffentlichten Entscheid für unzulässig.
Rappaz hatte geltend gemacht, dass die Behörden sein Leben gefährdet hätten, weil sie sich trotz seines Hungerstreiks geweigert hatten, ihn freizulassen. Dies sei als unmenschliches und entwürdigendes Behandeln zu bewerten.
Der Gerichtshof äusserte sich trotz der Unzulässigerklärung ziemlich ausführlich zum Fall. Er hielt fest, die angedrohte Zwangsernährung habe einer medizinischen Notwendigkeit entsprochen und die Behörden seien mit der Situation gebührend umgegangen. Wichtig war für den EGMR mitunter, dass die Garantie der Verfahrensrechte von Rappaz gewahrt worden war. Nach Ansicht des Gerichts wäre eine Zwangsernährung, sofern sie hätte erfolgen müssen, nicht im Widerspruch zur Konvention gestanden. Die Beschwerde könne daher weder betreffend einer Verletzung von Art. 2 EMRK (Recht auf Leben) noch betreffend Art. 3 EMRK (Folterverbot und Verbot von unmenschlicher und herabwürdigender Behandlung) angenommen werden.
The continued detention of a prisoner on hunger strike an a decision to force-feed him do not necessarily entail a violation of the Convention�Medienmitteilung des EGMR vom 11. April 2013 (pdf in Englisch, 4 S.)
Bernard Rappaz contre la Suisse�Entscheid betreffend Rekurs Nr. 73175/10 (in Französisch)
Bundesgericht äussert sich nicht zur Zwangsernährung�NZZ online, 22. Februar 2011 (pdf, 1 S.)
Rappaz beendet Hungerstreik vor Weihnachten 2010
Auf Anraten des Europ. Gerichtshofs für Menschenrechte hatte Bernard Rappaz am 23. Dezember 2010 seinen Hungerstreik beendet und konnte am 10. Januar 2011 das Genfer Universitätsspital verlassen. Er befindet sich nun wieder in einer Haftanstalt im Kanton Wallis, wo er seine reguläre Haft absitzt. Damit sind die mit dem Hungerstreik von Rappaz unmittelbar zusammenhängenden Probleme in der Tat vorerst entschärft. Allerdings harren die menschenrechtlichen Fragen, welche der Fall aufgeworfenen hat, weiterhin einer Lösung durch die Behörden. Betroffen im Fall Rappaz sind die Grundrechte des Häftlings und des behandelnden Arztes (u.a. Recht auf persönliche Freiheit, Folterverbot) sowie die Pflicht des Staates, das Leben von Menschen zu schützen, insbesondere, wenn sich die betroffene Person in staatlichem Gewahrsam befindet.
Rappaz Hungerstreik gipfelte in einem bis auf weiteres ungelösten Konflikt zwischen Ärzteschaft und Vollzugsbehörden: Ein Walliser Gericht hatte im November 2010 angeordnet, den hungerstreikenden Häftling zwangsweise zu ernähren, «falls dies die einzige Möglichkeit sei, ihn am Leben zu erhalten.» Laut seinen Ärzten befand sich Rappaz derweil in besorgniserregendem Zustand. Dennoch schloss der behandelnde Arzt im Universitätsspital Genf bis zuletzt eine Zwangsernährung aus. Das Spital berief sich dabei auf die Patientenverfügung von Rappaz sowie auf die Standesregeln der Ärztevereinigung FMH und der Schweizerischen Akademie der medizinischen Wissenschaften. Der behandelnde Arzt rekurrierte gegen den Entscheid des Walliser Gerichts vor Bundesgericht, welches die Beschwerde Ende Februar 2011 abschrieb.
Das Dilemma
Die für zuständig erklärte strafrechtliche Abteilung des Bundesgerichts hatte sich seit August 2010 bereits drei Mal zum Fall Rappaz geäussert und einen Haftunterbruch aufgrund des schlechten Gesundheitszustands des Hungerstreikenden ablehnt. Mit Hinweis auf die polizeiliche Generalklausel (Art 36 Abs 1 BV) hielt das Gericht zudem fest, dass im Fall Rappaz eine Zwangsernährung erfolgen darf. Die fundamentalen Antworten auf die Fragen, welche der Fall Rappaz aufgeworfen hat, bleiben die Bundesrichtern/-innen jedoch bis dato schuldig.
Sie hielten in den ergangenen Urteilen zwar fest, dass die Ärzteschaft ungeachtet ihrer eigenen Richtlinien zur Zwangsernährung verpflichtet seien. Sie gingen aber nicht näher darauf ein, dass eine Patientenverfügung vorlag, welche gerade dies den Ärzten untersagte. Zudem setzten sie sich kaum mit der Konfliktsituation auseinander, in der sich der behandelnde Arzt befand: Zum einen untersagten ihm die national und international anerkannten medizinisch-ethischen Richtlinien eine Zwangsernährung, d.h. bei Zuwiderhandlung drohte im eine Strafe wegen vorsätzlicher Körperverletzung (Art. 122 StGB). Zum andern lief er Gefahr, sich wegen Unterlassung der Nothilfe (Art. 128 StGB) oder gar fahrlässiger Tötung (Art. 117 StGB) ebenfalls strafbar zu machen (vgl. Fall Gross/Würmli, Schweizerische Ärztezeitung).
Die Urteilssprechung des Bundesgerichts im Fall Rappaz stiess deshalb insbesondere im Kreis der Ärzteschaft auf heftige Kritik. Auch Rechtsexperten/-innen aus dem Gesundheitsbereich sowie Grundrechtsexperten/-innen hatten für die Urteilsbegründung wenig Verständnis (siehe weiter unten).
Patientenerklärung nicht absolut verbindlich
Das Dilemma der Ärzteschaft löst sich nach Ansicht gewisser Rechtsexperten im übrigen selbst dann nicht, wenn der Häftling eine schriftliche Erklärung mit Anordnungen gegen eine Zwangsernährung ablegt. Die Richtlinien zur Ausübung der ärztlichen Tätigkeit bei inhaftierten Personen der SAMW besagen hierzu zwar: «Fällt die Person im Hungerstreik in ein Koma, geht der Arzt nach seinem Gewissen und seiner Berufsethik vor, es sei denn, die betreffende Person habe ausdrückliche Anordnungen für den Fall eines Bewusstseinsverlustes hinterlegt, auch wenn diese den Tod zur Folge haben können».
Der Strafvollzugsexperte Peter Aebersold von der Universität Bern betonte aber gegenüber NZZOnline, dass selbst eine schriftliche Erklärung im Hinblick auf eine mögliche Urteilsunfähigkeit nicht absolut verbindlich sei: «Die Fachpersonen müssen im Fall des Eintritts der Urteilsunfähigkeit analysieren, ob sich der Häftling immer noch gleich entschiede.» Diese Abwägung hat sich bei der Beurteilung von Rappaz’ Absichten als besonders schwierig erwiesen. Obwohl der Verurteilte eine schriftliche Erklärung gegen eine Zwangsernährung verfasst hatte, betonte er doch wiederholt, dass er gerne leben wolle.
Hungerstreik muss medizinisch respektiert werden (Zusatz 14. Jan. 2016)
In den Richtlinien der Schweizerischen Akademie für Medizinische Wissenschaften (SAMW) heisst es: «Nachdem die volle Urteilsfähigkeit der betreffenden Person von einem ausserhalb der Anstalt tätigen Arzt bestätigt wurde muss der Entscheid zum Hungerstreik, auch im Falle eines beträchtlichen Gesundheitsrisikos, medizinisch respektiert werden.»
Weiter heisst es für den Fall, dass die Person aufgrund des Hungerstreiks in ein Koma fällt: «…der Arzt geht nach seinem Gewissen und seiner Berufsethik vor, es sei denn, die betreffende Person habe ausdrückliche Anordnungen für den Fall eines Bewusstseinsverlustes hinterlegt, auch wenn diese den Tod zur Folge haben können.» Schliesslich sind Ärztinnen und Ärzte angehalten, eine streng neutrale Haltung zu wahren und sich zu vergewissern, dass der im Hungerstreik stehenden Person täglich Nahrung angeboten wird.
Künstliche Ernährung ist medizinisch gemäss den Richtlinien nur dann vorgesehen, wenn folgende Bedingungen erfüllt sind: «Die inhaftierte Person ist urteilsunfähig (als Folge des Hungerstreiks oder aus anderen Gründen), es liegt keine gültige Patientenverfügung vor, die eine künstliche Ernährung in dieser Situation ablehnt, und der Verzicht auf künstliche Ernährung bedeutet unmittelbare Lebensgefahr.»
Ausübung der ärztlichen Tätigkeit bei inhaftierten Personen (pdf, 30 S.)�Richtlinien der Schweizerischen Akademie für Medizinische Wissenschaften (SAMW)
Zwangsernährung als Foltermethode in Guantánamo
Die Frage nach der Rechtsmässigkeit der Zwangsernährung von Inhaftierten erhielt bereits im Jahr 2006 in Zusammenhang mit dem amerikanischen Militärgefängnis Guantánamo internationale Medienpräsenz. Rund 85 Gefangene traten damals in kollektiven Hungerstreik, worauf die Bush-Regierung die Zwangsernährung der Streikenden anordnete. Dieser Entscheid stiess weltweit auf starke Kritik und wurde klar als Form der Folter betrachtet, da in der Ausführung veraltete und unnötige Methoden verwendet wurden.
Nicht nur das Bundesgericht weigert sich die Rechtslage für die Ärzteschaft zu klären - auch der Gesetzgeber hat sich bisher leider geweigert, in der Sache Klarheit zu schaffen. Der Fall Rappaz hat nun aber gezeigt, dass eine rechtliche Konkretisierung hier Not tut. Eine Präzisierung der gesetzlichen Grundlagen bezüglich der Rechtmässigkeit einer Zwangsernährung erscheint aus Sicht der Menschenrechte angezeigt. Die Abstützung der Zwangsernährung auf die polizeiliche Generalklausel kann aus menschenrechtlicher und rechtsstaatlicher Sicht keine langfristige Lösung sein.
Dokumentation
Medienberichte
Tanz der Strausse�Kommentar von Markus Felber in der NZZ, 9. Dezember 2010 (pdf, 2 S.)
Zwangsernährung von Rappaz - Walliser Gericht droht Arzt mit Busse�Swissinfo Ticker, 6. November 2010
US-Militärs ernähren per Schlauch�stern.de, 9. Februar 2006 (pdf, 2 S.)
Force-Feeding at Guantánamo Is Now Acknowledged �The New York Times, 22. Februar 2006 (pdf, 2 S.)
Fachpublikationen
«Der Strafvollzug ist eine Blackbox»�Horizonte, Schweizerischer Nationalfonds, Dezember 2009 (pdf, 2 S.)
Gefängnisarzt – mit beiden Beinen im Gefängnis?�Medizin im Gefängnis: Ausübung ärztlicher Tätigkeit unter Druck�Schweizerische Ärztezeitung Nr. 22/2008 (pdf, 6 S.)
Hungerstreik und Strafvollzug. Zwangsernährung als legitimes Mittel gegen Hungerstreik im Strafvollzug�Von Markus Müller, NZZ vom 29. Juli 2010 (pdf, 2 S.)
Zwangsernährung im Strafvollzug – Replik zu «Hungerstreik und Strafvollzug» von Markus Müller�Benjamin F. Brägger, in: Jusletter 16. August 2010 (pdf, 3 S.)
L’alimentation forcée des détenus : une pratique admissible ?�Emilie Praz, in: Jusletter vom 25. Feb. 2013 (pdf, 16 p.)
Medizinisch-ethische Richtlinien
Richtlinien und Deklarationen zum Thema Hungerstreik und Zwangsernährung�Zusammenstellung der Schweiz. Akademie für medizinische Wissenschaften (pdf, 3 S.)
WMA Declaration of Malta on Hunger Strikers�auf der Website der World Medical Association
Dokumente auf der Website des Bundes
Hungerstreik im Strafvollzug und in der Ausschaffungshaft�Motion 10.3702 von Roberto Schmidt (CVP, VS)
Keine Bundesregelung für Zwangsernährung; Kantonale Praxis hat sich nach Ansicht des Bundesrates bewährt�Medienmitteilung vom 24. November 2010, Bundesamt für Justiz
Reaktionen auf den ersten Bundesgerichtsentscheid
Ende August 2010 hatte das Bundesgericht entschieden, dass Hanfbauer Bernard Rappaz wegen seines Hungerstreiks keinen Haftunterbruch erhält. Falls sein Tod oder eine bleibende Schädigung nicht anders abzuwenden sei, müsse er zwangsweise ernährt werden. Die Ärzteschaft reagierte vehement auf das Verdikt. In der schriftlichen Begründung des Entscheides halten die Richter in Lausanne fest, dass sich die Ärzte bei einem Konflikt zwischen dem Recht und der medizinischen Ethik nicht auf letztere berufen können, um sich ihren Pflichten zu entziehen. Die medizinische Ethik, wie sie in den Richtlinien der Schweizerischen Akademie der Medizinischen Wissenschaften (SAMW) festgehalten sei, könne weder die Behörden daran hindern, eine Zwangsernährung anzuordnen, noch die Ärzte davon dispensieren, diese auszuführen.
Das Urteil des Bundesgericht löste teilweise heftige Reaktionen aus. Für den Präsidenten der Verbindung Schweizer Ärztinnen und Ärzte, Jacques de Haller, ist das Urteil schlecht, weil es die Medizin instrumentalisiere. Gegenüber dem Schweizer Fernsehen forderte er, man dürfe nicht polizeiliche Aufgaben an Ärzte abgeben. Ärztevereinigungen schlossen sich der Kritik später an und hielten fest, dass die «Medizin nicht für Zwecke missbraucht werden (dürfe), die gegen die Interessen der Patienten verstossen.» Das Urteil gewichte die Grundrechte der ausführenden Ärzteschaft zu wenig, kritisierten am 8. November 2010 auch die Neuenburger Rechtsprofessoren und Leitenden des Instituts für das Recht auf Gesundheit, Prof. Dr. Olivier Guillod und Prof. Dr. Dominique Sprumont im Jusletter. Die Urteilsbegründung des Bundesgerichts sei enttäuschend.
Dokumentation
Olivier Guillod / Dominique Sprumont, Les contradictions du Tribunal fédéral face au jeûne de protestation, in: Jusletter 8. November 2010 (kostenpflichtig)
Urteil des Bundesgerichts vom 26. August 2010�Wortlaut des Entscheids auf Französisch
Ärzte müssen Hungerstreikende zwangsernähren�Tages-Anzeiger, 25. Oktober 2010 (pdf, 2 S.)
Schweizer Ärzte im Kampf gegen das Bundesgericht�NZZ, 1. Oktober 2010 (pdf, 2 S.)
Gegen einen Strafunterbruch�NZZ, 27. August 2010 (pdf, 2 S.)
Fall Rappaz: Bundesgericht setzt Zeichen gegen Erpressung des Staates�Tagesschau, 26. August 2010
Ethikerin erstaunt über Bundesgericht im Fall Rappaz�Tagesschau, 27. August 2010
Haftunterbruch gewährt, um Rappaz' Leben zu schützen
Der Hanfbauer Bernard Rappaz war im Frühjahr 2010 eine Haftstrafe von 5 Jahren und 8 Monaten unter anderem wegen Betäubungsmitteldelikten angetreten. Seither protestierte er mit einem Hungerstreik gegen seine Strafe. Er wollte damit unter anderem erreichen, dass er seine Strafe zuhause absitzen kann. Im Kanton Wallis fehlen allerdings die gesetzlichen Grundlagen dafür.
Nach einem rund zweimonatigen Hungerstreik war Rappaz im Juli 2010 in den Hausarrest entlassen worden. Die Walliser Sicherheitsdirektorin Esther Waeber-Kalbermatten war den Forderungen des Hanfbauers entgegen gekommen und hatte sich gegen die zuvor diskutierte Zwangsernährung entschieden. Laut Medienberichten hatten die behandelnden Ärzte/-innen des Inselspitals Bern bereits zuvor eine Zwangsernährung von Rappaz abgelehnt.
Die Anordnung der Sicherheitsdirektorin Waeber-Kalbermatten spaltete die Gemüter. Nach der Entlassung Rappaz' in den Hausarrest wurden Stimmen laut, der Staat habe sich erpressen lassen. Ruth Baumann-Hölzle, Mitglied der nationalen Ethikkommission im Bereich der Humanmedizin (NEK), erläuterte gegenüber swissinfo: «Hungerstreik ist eine Form des zivilen Ungehorsams, mit der man sich tatsächlich einer Strafe entziehen oder auch auf ungerechte Situationen aufmerksam machen kann. Der Entscheid, ob Strafmassnahmen angemessen sind oder nicht, muss aber vom Hungerstreik unbeeinflusst getroffen werden. Umgekehrt lautet die Frage, ob der Staat einen Menschen zwingen kann, seine Strafe abzusitzen. Da kommt die Frage ins Spiel, ob Strafe das Aufrechterhalten der öffentlichen Ordnung ist oder ob sie einen Racheaspekt hat. Der Staat soll aber nicht Rache nehmen können, er ist nur zuständig für die öffentliche Ordnung.»
Rappaz musste im August 2010 nach dem Entscheid des Bundesgerichts den Hausarrest, den ihm die Walliser Regierung mit Rücksicht auf seine Gesundheit gewährt hatte, abbrechen und wieder ins Gefängnis eintreten. Hier trat er sofort wieder in den Hungerstreik.
Dokumentation
Kinderschänder-Fall beeinflusste Rappaz’ Verlegung�Tages Anzeiger, 12. Juli 2010 (pdf, 3 S.)
«Staat darf Bernard Rappaz sterben lassen»�swissinfo.ch, 18. Juli 2010 (pdf, 4 S.)
Agenda
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Hafteinrichtungen / Strafanstalten / Strafvollzug
Persönliche Freiheit / Freiheitsentzug
Folter / unmenschliche Behandlung
Mehr zum Thema
Probleme im Schweizer Strafvollzug aus menschenrechtlicher Perspektive (25.8.2010)
Hungerstreik im Strafvollzug: Kantone ändern teilweise ihre Praxis (22.4.2013)
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Art. 75 — Grundsatze

! Der Strafvollzug hat das soziale Verhalten des
Gefangenen zu fordern, insbesondere die
Fahigkeit, straffrei zu leben. Der Strafvollzug
hat den allgemeinen Lebensverhaltnissen so
weit als moglich zu entsprechen, die
Betreuung des Gefangenen zu gewahrleisten,
schadlichen Folgen des Freiheitsentzugs
entgegenzuwirken und dem Schutz der
Allgemeinheit, des Vollzugspersonals und der
Mitgefangenen angemessen Rechnung zu
tragen. [...]
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Art. 75 — Grundsatze

Anzustrebende «Befahigung»,
nach der Entlassung ein
straffreies Leben zu fuhren.
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«Bankerott» - Erklarung von Liszt

«Wenn ein Jugendlicher oder
auch ein Erwachsener ein
Verbrechen begeht und wir
lassen ihn laufen, so ist die
Wahrscheinlichkeit, dass er
WiEder ein VerbreChen begeht/ Franz von Liszt (1851-1919), Strafrechtliche
geringer, aIs wenn Wir Ihn Aufsatze und Vortrage. Band 2. Berlin 1905,

331-355; hier: S. 339
bestrafen.»



Vorführender
Präsentationsnotizen
Wenn wir Straftäter befähigen wollen, straffrei zu leben, sollten wir sie besser nicht einschliessen.
Eigentlich Bankerott-Erklärung der Spezial-Prävention. 
Strafverfolgung nur mit Repression zu legitimieren. 
Es ist davon auszugehen, dass Liszt das Heil darin sah, den Strafvollzug weniger repressiv auszugestalten und mehr auf Besserung auszurichten. 

«Wenn ein Jugendlicher oder auch ein Erwachsener ein Verbrechen begeht und wir lassen ihn laufen, so ist die Wahrscheinlichkeit, dass er wieder ein Verbrechen begeht, geringer, als wenn wir ihn bestrafen.» Ist das Gesagte richtig .., so ist damit der völlige Zusammenbruch, der Bankerott unserer ganzen heutigen Strafrechtspflege in schlagendster Weise dargetan“ F. v. Liszt, Strafrechtliche Aufsätze und Vorträge. Band 2. Berlin 1905, 331-355; hier: S. 339

Einsperren von Personen, um sie zu bessern
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Art. 75 Abs. 1 - Grundsatze

Der Stratvollzug hat das soziale Verhalten
des Gefangenen zu fordern, insbesondere
die Fahigkeit, straffrei zu leben. Der
Strafvollzug hat den allgemeinen
Lebensverhaltnissen so weit als moglich
zu entsprechen, die Betreuung des
Gefangenen zu gewahrleisten,
schadlichen Folgen des Freiheitsentzugs
entgegenzuwirken und dem Schutz der
Allgemeinheit, des Vollzugspersonals und
der Mitgefangenen angemessen
Rechnung zu tragen.
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Vollzug

Vierter Titel: Vollzug von Freiheitsstrafen/Massnahmen Art. 84 Beziehungen zur Aussenwelt

Art. 74 1. Vollzugsgrundsdtze Art. 85 Kontrollen und Untersuchungen

Art. 75 2. Vollzug von Freiheitsstrafen/Grundsatze Art. 86 Bedingte Entlassung/a. Gewahrung

Art. 75a Besondere Sicherheitsmassnahmen Art. 87 b. Probezeit

Art. 76 Vollzugsort Art. 88 c. Bewahrung

Art. 77 Normalvollzug Art. 89 d. Nichtbewahrung

Art. 77a Arbeitsexternat und Wohnexternat Art. 90 3. Vollzug von Massnahmen

Art. 77b Halbgefangenschaft Art. 91 4. Gemeinsame Bestimmungen/Disziplinarrecht
Art. 78 Einzelhaft Art. 92 Unterbrechung des Vollzugs

Art. 79 aufgehoben (tageweiser Vollzug) Art. 92a Informationsrecht

Art. 79a Gemeinnutzige Arbeit

Art. 79b Elektronische Uberwachung Flinfter Titel: Bewahrungshilfe, Weisungen, soziale Betreuung
Art. 80 Abweichende Vollzugsformen Art. 93 Bewahrungshilfe

Art. 81 Arbeit Art. 94 Weisungen

Art. 82 Aus- und Weiterbildung Art. 95 Gemeinsame Bestimmungen

Art. 83 Arbeitsentgelt Art. 96 Soziale Betreuung


Vorführender
Präsentationsnotizen
Rund zwanzig Bestimmungen zum Vollzug, die es in sich haben. 
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Art. 76 — Vollzugsort

! Freiheitsstrafen werden in einer
geschlossenen oder offenen
Strafanstalt vollzogen.

2 Der Gefangene wird in eine
geschlossene Strafanstalt oder in eine
geschlossene Abteilung einer offenen
Strafanstalt eingewiesen, wenn die
Gefahr besteht, dass er flieht, oder zu
erwarten ist, dass er weitere Straftaten
begeht.



Vorführender
Präsentationsnotizen
Geschlossene Anstalten, sind solche, die bauliche Massnahmen gegen Fluchtgefahr haben. 
Offene Anstalten sind solche, welche keine oder nur sehr geringe Massnahmen gegen Flucht haben. 
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Art. 76 — Vollzugsort

geschlossenen

Champ-Dollon/GE

flieht
weitere Straftaten


Vorführender
Präsentationsnotizen
Geschlossene Anstalten, sind solche, die bauliche Massnahmen gegen Fluchtgefahr haben. 
Offene Anstalten sind solche, welche keine oder nur sehr geringe Massnahmen gegen Flucht haben. 

Alle Ausländer, die kein gesichertes Aufenthaltsrecht in der Schweiz haben, sind in geschlossenen Anstalten. 
Beispiele: Im Schachen/Deitingen/SO
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Art. 76 — Vollzugsort

! Freiheitsstrafen werden in einer
geschlossenen oder offenen
Strafanstalt vollzogen.

> Der Gefangene wird in eine
geschlossene Strafanstalt oder in eine
geschlossene Abteilung einer offenen
Strafanstalt eingewiesen, wenn die Justizvollzugsanstalt Witzwil/BE; vgl. «der grosste
Gefahr besteht, dass er f|ieht’ oder zu Bauernhof der Schweiz ist ein Gefangnis»,

. . www.nzz.ch/schweiz/strafanstalt-witzwil-landluft-
erwarten ist, dass er weitere Straftaten 4\ 4 1997422
begeht.



Vorführender
Präsentationsnotizen
Offene Strafanstalt im Ostschweizer Konkordat: Saxerriet/Salez SG
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Stufenfolge

Bewahrungs- & Vollzugsdienste

- Untersuchungshaft o e

- Sicherheitshaft e e &“ .

- Vorzeitiger Strafvollzug =~ I

- Geschl. Vollzug (Einzelhaft, normal) Lo | %ﬁ ' 4

- Offener Vollzug ,E[i | x, = Bl

- Electronic Monitoring (back door) —

- Arbeitsexternat Michael Buhl, Abteilungsleiter, Alternativer Vollzug

- Wohn- und Arbeitsexternat
- Probezeit/Bewahrung


Vorführender
Präsentationsnotizen
Untersuchungshaft
Sicherheitshaft
Vorzeitiger Strafvollzug
Urteil/Strafbefehl
Geschlossener Vollzug (Einzelhaft, normal)
Offener Teil geschlossener Anstalt
Offener Vollzug 
Electronic Monitoring (back door) 
Arbeitsexternat
Wohn- und Arbeitsexternat
Bedingte Entlassung
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Freiheitsentzug

Vorlaufige Untersuchungshaft Sicherheitshaft Strafvollzug
Festnahme
Vorzeitiger Strafvollzug Stat. therap. Massnahmen
Verwahrung
Delikt Haftantrag Anklage Urteil
ZMG
N v A v A v J
Polizei Staatsanwalt Gericht

Staatsanwalt \ , ,

Vollzugsbehorde


Vorführender
Präsentationsnotizen
Zusammen mit Michael Bühl, dem Leiter des Alternativen Vollzugs bei den Bewährungs- und Vollzugsdiensten des JUV habe ich versucht, die Stufenfolge des Freiheitsentzugs graphisch darzustellen. 
Zuerst erfolgt die Festnahme durch die Polizei/Staatsanwaltschaft (StPO 217; 219 IV: max. 24 Std).
Dann beantragt die Staatsanwaltschaft die Untersuchungshaft (StPO 220 ff., 224 II: spätestens innert 48 Std seit Festnhame)
Nach spätestens 96 Stunden muss das ZMG über die U-Haft entscheiden (226 I: 48 Std. nach Eingang Antrag der STA, Entscheid durch ZMG). 
Sobald Anklage erhoben ist, geht die Verfahrensherrschaft auf das Gericht über. Die Haft dient nicht länger der Untersuchung, sondern der Anwesenheit in der Hauptverhandlung. 
Bereits während der U-Haft und der Sicherheitshaft kann vorzeitiger Strafvollzug (StPO 236) beantragt werden. 
Mit dem Urteil wird Strafvollzug und/oder Massnahmen angeordnet. 
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Freiheitsentzug

Strafvollzug
WAEX Bewdhrung

Normalvollzug AEX EM
in Anstalt
Wohn-/
Bewahrungshilfe

E geschlossen offen Arbeits- Back-  Arbeits- Probezeit
H externat  door  externat Weisungen Weisungen (87 Ill)
Wohnen extern

Wohnen in Anstalt

Arbeit in Anstalt Arbeit extern

Verurteilung 50 % Strafe 66 % Strafe 100% Strafe
Bedingte Entlassung Definitive Entlassung
\ v A Y
Bewahrungsdienste

Vollzugsdienste


Vorführender
Präsentationsnotizen
1. Der Strafvollzug muss in Phasen unterteilt werden. Er beginnt mit der Verurteilung. Wichtige Stufen sind die Strafhälfte und 2/3 der Strafe
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Vollzug

Vierter Titel: Vollzug von Freiheitsstrafen/Massnahmen Art. 84 Beziehungen zur Aussenwelt

Art. 74 1. Vollzugsgrundsdtze Art. 85 Kontrollen und Untersuchungen

Art. 75 2. Vollzug von Freiheitsstrafen/Grundsatze Art. 86 Bedingte Entlassung/a. Gewahrung

Art. 75a Besondere Sicherheitsmassnahmen Art. 87 b. Probezeit

Art. 76 Vollzugsort Art. 88 c. Bewahrung

Art. 77 Normalvollzug Art. 89 d. Nichtbewahrung

Art. 77a Arbeitsexternat und Wohnexternat Art. 90 3. Vollzug von Massnahmen

Art. 77b Halbgefangenschaft Art. 91 4. Gemeinsame Bestimmungen/Disziplinarrecht
Art. 78 Einzelhaft Art. 92 Unterbrechung des Vollzugs

Art. 79 aufgehoben (tageweiser Vollzug) Art. 92a Informationsrecht

Art. 79a Gemeinnutzige Arbeit

Art. 79b Elektronische Uberwachung Flinfter Titel: Bewahrungshilfe, Weisungen, soziale Betreuung
Art. 80 Abweichende Vollzugsformen Art. 93 Bewahrungshilfe

Art. 81 Arbeit Art. 94 Weisungen

Art. 82 Aus- und Weiterbildung Art. 95 Gemeinsame Bestimmungen

Art. 83 Arbeitsentgelt Art. 96 Soziale Betreuung


Vorführender
Präsentationsnotizen
Rund zwanzig Bestimmungen zum Vollzug, die es in sich haben. 



Art. 77 — Normalvollzug

Der Gefangene verbringt seine
Arbeits-, Ruhe- und Freizeit in
der Regel in der Anstalt.



Vorführender
Präsentationsnotizen
Der Normalvollzug ist ein geschlossener Gemeinschaftsvollzug. 
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Normalvollzug

Strafvollzug ‘

Normalvollzug
in Anstalt

H

Wohnen in Anstalt

Arbeit in Anstalt

Verurteilung 50 % Strafe

Y Y

Vollzugsdienste Bewahrungsdienste


Vorführender
Präsentationsnotizen
1. Der Strafvollzug muss in Phasen unterteilt werden. Er beginnt mit der Verurteilung. Wichtige Stufen sind die Strafhälfte und 2/3 der Strafe


- Normalvollzug kommt immer
dann zur Anwendung, wenn
die Voraussetzungen fir eine
andere Vollzugsform nicht
vorliegen.

- Also kein GA, HG, EMfd

- Keine Lockerungen
AE, WEX, EMbd



Vorführender
Präsentationsnotizen
Bezeichnung «Normalvollzug» bedeutet nicht, dass der Freiheitsentzug in der Regel in dieser Form zu erstehen ist.
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Justizvollzugsverordnung Zirich (JVV) vom 6. Dezember 2006

§ 43 — Normalvollzug/offener Vollzug

1 Eine verurteilte Person verbusst ihre Freiheitsstrafe ganz 311
oder teilweise in einer offenen Anstalt, wenn Justizvollzugsverordnung (JVV)
a. keine besondere Vollzugsform ... infrage kommt und e
b. die beschrankten Aufsichts- und Kontrollmoglich- Der Regierungsrat,
keiten zur Vermeidung einer Flucht, zur Verhinde- B vom 19, Junt 2006 (SUIVG)- At 2351 and 143 SPOM. AfcTS 1
und 124 Abs. 2 des Bundesgesetzes vom 16. Dezember 2005 diber die
ru ng neuer Straftaten Und InSbeSOHdere zZum SCh utZ .-\u.!.]i]imlc?"{n:rn lln;L;ix;\u'{liifk_lm Il .'\u(_.i}‘ Lillfa:l.-‘f]'lt.-I")_tlt:_us_ Bﬂndxl-_le\ut.l\'ll-
zes vom 20. Miirz 1981 iiber internationale Rechtshilfe in Strafsachen
der Offentlichkeit als ausreichend erscheinen... (Rechtshilfegesetz, IRSG) ¢

§ 44 — Normalvollzug/geschlossener Vollzug

Als geschlossen werden Anstalten oder deren Abteilungen
bezeichnet, die aufgrund ihrer Beschaffenheit und ihres
Betriebs geeignet sind, Fluchten oder Gefahren fir Dritte
zu verhindern. Kommen andere Vollzugsformen nicht in
Frage, werden Freiheitsstrafen und Verwahrungen
geschlossen vollzogen.


Vorführender
Präsentationsnotizen
Offene Strafanstalt im Ostschweizer Konkordat: Saxerriet/Salez SG
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Vollzug

Vierter Titel: Vollzug von Freiheitsstrafen/Massnahmen Art. 84 Beziehungen zur Aussenwelt

Art. 74 1. Vollzugsgrundsdtze Art. 85 Kontrollen und Untersuchungen

Art. 75 2. Vollzug von Freiheitsstrafen/Grundsatze Art. 86 Bedingte Entlassung/a. Gewahrung

Art. 75a Besondere Sicherheitsmassnahmen Art. 87 b. Probezeit

Art. 76 Vollzugsort Art. 88 c. Bewahrung

Art. 77 Normalvollzug Art. 89 d. Nichtbewahrung

Art. 77a Arbeitsexternat und Wohnexternat Art. 90 3. Vollzug von Massnahmen

Art. 77b Halbgefangenschaft Art. 91 4. Gemeinsame Bestimmungen/Disziplinarrecht
Art. 78 Einzelhaft Art. 92 Unterbrechung des Vollzugs

Art. 79 aufgehoben (tageweiser Vollzug) Art. 92a Informationsrecht

Art. 79a Gemeinnutzige Arbeit

Art. 79b Elektronische Uberwachung Flinfter Titel: Bewahrungshilfe, Weisungen, soziale Betreuung
Art. 80 Abweichende Vollzugsformen Art. 93 Bewahrungshilfe

Art. 81 Arbeit Art. 94 Weisungen

Art. 82 Aus- und Weiterbildung Art. 95 Gemeinsame Bestimmungen

Art. 83 Arbeitsentgelt Art. 96 Soziale Betreuung


Vorführender
Präsentationsnotizen
Rund zwanzig Bestimmungen zum Vollzug, die es in sich haben. 
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Art. 78 — Einzelhaft

Einzelhaft als ununterbrochene Tren-
nung von den anderen Gefangenen
darf nur angeordnet werden:

a. bei Antritt der Strafe und zur
Einleitung des Vollzugs fur die
Dauer von hochstens einer Woche;

b. zum Schutz des Gefangenen oder
Dritter;

c. als Disziplinarsanktion.


Vorführender
Präsentationsnotizen
Aus der systematischen Stellung zum Normalvollzug ergibt sich, dass die Einzel- und vor allem auch die Isolationshaft die Ausnahme bilden muss. 
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Art. 78 — Einzelhaft

Einzelhaft als ununterbrochene Tren-
nung von den anderen Gefangenen
darf nur angeordnet werden:

a. bei Antritt der Strafe und zur
Einleitung des Vollzugs fur die Regelung der Maximaldauer nur hinsichtlich lit. a!
Dauer von hochstens einer
Woche;



Vorführender
Präsentationsnotizen
Einzelhaft hier zwecks:
Untersuchung Gesundheitszustand
Festlegung medizinischer/therapeutischer Massnahmen
Festlegung eines geeigneten Arbeitsplatzes, künftige Wohngruppe
Individuelle Vollzugsplanung
Etc.



788 Universitat
¢ Ziirich™

Art. 78 — Einzelhaft

Einzelhaft als ununterbrochene Tren-
nung von den anderen Gefangenen
darf nur angeordnet werden:

Dauer der Einzelhaft solange, wie sie notwendig und
b. zum Schutz des GEfangenen oder verhaltnismassig ist, um den erforderlichen Schutz zu

Dritter; gewdhrleisten.
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Art. 78 — Einzelhaft

- Dezember 2018: «Carlos» sitzt seit
vier Monaten fast ununterbrochen
Im Arrest.

- 23 Stunden Einzelhaft, eine Stunde
Hofgang

- Grund: Es sei ein Angriff durch
Mithaftlinge mit heissem Wasser
auf ihn geplant. Er musse deshalb
Zu seinem eigenen Schutz in die
Sicherheitsabteilung.


Vorführender
Präsentationsnotizen
https://www.nzz.ch/zuerich/carlos-versus-die-justiz-am-ende-wird-das-system-ihn-brechen-ld.1446165
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Art. 78 — Einzelhaft

Einzelhaft als ununterbrochene Tren-
nung von den anderen Gefangenen
darf nur angeordnet werden:

L . Dauer der Einzelhaft fur Disziplinarsanktionen ist im
c. als Disziplinarsanktion. Disziplinarrecht festzulegen.
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Hausordnung Justizvollzugsanstalt P6schwies

§ 7 - Anordnung Einzelhaft

Kanton Ziirich
Amt fiir Justizvollzug

Bei erhohter Fluchtgefahr sowie bei Gefahr der
Gewaltanwendung gegenuber Dritten oder sich selbst
kann Einzelhaft angeordnet werden.

§ 8 — Verfahren

1 ...schriftliche, begriindete Verfiigung der ... Direktion. Hausordnung

Justizvollzugsanstalt

2 Gefangenen Gelegenheit ... sich zu dussern. ! )
Poschwies (HO PoW)

§ 9 — Uberpriifung

1 Die Anordnung von Einzelhaft kann als
Sicherheitsmassnahme im Rahmen des
Verhaltnismassigkeitsgrundsatzes so lange
aufrechterhalten werden, als sie zum Schutz des
Gefangenen oder Dritter erforderlich ist.

2 Die Anordnung von Einzelhaft ist auf Gesuch des
Gefangenen sowie periodisch alle drei Monate zu
uberprifen.
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Vollzug

Vierter Titel: Vollzug von Freiheitsstrafen/Massnahmen Art. 84 Beziehungen zur Aussenwelt

Art. 74 1. Vollzugsgrundsdtze Art. 85 Kontrollen und Untersuchungen

Art. 75 2. Vollzug von Freiheitsstrafen/Grundsatze Art. 86 Bedingte Entlassung/a. Gewahrung

Art. 75a Besondere Sicherheitsmassnahmen Art. 87 b. Probezeit

Art. 76 Vollzugsort Art. 88 c. Bewahrung

Art. 77 Normalvollzug Art. 89 d. Nichtbewahrung

Art. 77a Arbeitsexternat und Wohnexternat Art. 90 3. Wollzug von Massnahmen

Art. 77b Halbgefangenschaft Art. 91 4. Gemeinsame Bestimmungen/Disziplinarrecht
Art. 78 Einzelhaft Art. 92 Unterbrechung des Vollzugs

Art. 79 aufgehoben (tageweiser Vollzug) Art. 92a Informationsrecht

Art. 79a Gemeinnutzige Arbeit

Art. 79b Elektronische Uberwachung Flinfter Titel: Bewahrungshilfe, Weisungen, soziale Betreuung
Art. 80 Abweichende Vollzugsformen Art. 93 Bewahrungshilfe

Art. 81 Arbeit Art. 94 Weisungen

Art. 82 Aus- und Weiterbildung Art. 95 Gemeinsame Bestimmungen

Art. 83 Arbeitsentgelt Art. 96 Soziale Betreuung


Vorführender
Präsentationsnotizen
Rund zwanzig Bestimmungen zum Vollzug, die es in sich haben. 
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Art. 77a — Arbeitsexternat

! Die Freiheitsstrafe wird in der Form des
Arbeitsexternats vollzogen, wenn der

Gefangene einen Teil der Freiheitsstrafe, in der '-
Regel mindestens die Halfte, verbusst hat und
nicht zu erwarten ist, dass er flieht oder

weitere Straftaten begeht.
$C hc S St

2 Im Arbeitsexternat arbeitet der Gefangene
ausserhalb der Anstalt und verbringt die Ruhe-
und Freizeit in der Anstalt... Als Arbeiten
ausserhalb der Anstalt gelten auch Hausarbeit
und Kinderbetreuung.


Vorführender
Präsentationsnotizen
1 Die Freiheitsstrafe wird in der Form des Arbeitsexternats vollzogen, wenn der Gefangene einen Teil der Freiheitsstrafe, in der Regel mindestens die Hälfte, verbüsst hat und nicht zu erwarten ist, dass er flieht oder weitere Straftaten begeht.
2 Im Arbeitsexternat arbeitet der Gefangene ausserhalb der Anstalt und verbringt die Ruhe- und Freizeit in der Anstalt… Der Wechsel ins Arbeitsexternat erfolgt in der Regel nach einem Aufenthalt von angemessener Dauer in einer offenen Anstalt oder der offenen Abteilung einer geschlossenen Anstalt. Als Arbeiten ausserhalb der Anstalt gelten auch Hausarbeit und Kinderbetreuung.
3 Bewährt sich der Gefangene im Arbeitsexternat, so erfolgt der weitere Vollzug in Form des Wohn- und Arbeitsexternats. Dabei wohnt und arbeitet der Gefangene ausserhalb der Anstalt, untersteht aber weiterhin der Strafvollzugsbehörde.
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Art. 77a — Arbeitsexternat

Strafvollzug ‘
AEX EM WAEX
Wohn-/
Arbeits- Back- Arbeits-
externat door externat
Wohnen in Anstalt
Verurteilung 50 % Strafe
N A
Y Y
Bewahrungsdienste

Vollzugsdienste


Vorführender
Präsentationsnotizen
1. Der Strafvollzug muss in Phasen unterteilt werden. Er beginnt mit der Verurteilung. Wichtige Stufen sind die Strafhälfte und 2/3 der Strafe
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Art. 77a — Arbeitsexternat und Wohnexternat

- Eigenstandige Stellensuche des
Gefangenen aus der Anstalt

- Ausgeschlossen flir Gefangene ohne
gesichertes Anwesenheitsrecht in
der Schweiz

- Ausgeschlossen flir noch
gefahrliche Gefangene


Vorführender
Präsentationsnotizen
1 Die Freiheitsstrafe wird in der Form des Arbeitsexternats vollzogen, wenn der Gefangene einen Teil der Freiheitsstrafe, in der Regel mindestens die Hälfte, verbüsst hat und nicht zu erwarten ist, dass er flieht oder weitere Straftaten begeht.
2 Im Arbeitsexternat arbeitet der Gefangene ausserhalb der Anstalt und verbringt die Ruhe- und Freizeit in der Anstalt… Der Wechsel ins Arbeitsexternat erfolgt in der Regel nach einem Aufenthalt von angemessener Dauer in einer offenen Anstalt oder der offenen Abteilung einer geschlossenen Anstalt. Als Arbeiten ausserhalb der Anstalt gelten auch Hausarbeit und Kinderbetreuung.
3 Bewährt sich der Gefangene im Arbeitsexternat, so erfolgt der weitere Vollzug in Form des Wohn- und Arbeitsexternats. Dabei wohnt und arbeitet der Gefangene ausserhalb der Anstalt, untersteht aber weiterhin der Strafvollzugsbehörde.
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Art. 77a — Wohnexternat

3 Bewahrt sich der Gefangene im
Arbeitsexternat, so erfolgt der weitere
Vollzug in Form des Wohn- und
Arbeitsexternats. Dabei wohnt und
arbeitet der Gefangene ausserhalb der
Anstalt, untersteht aber weiterhin der
Strafvollzugsbehorde.



Vorführender
Präsentationsnotizen
Weiteres Beispiel für Wohnexternat: ZSGE: Pension Neugut, Neugutstrasse 8, 8002 Zürich
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Art. /7a—

Wohn-/
Arbeits-
externat

Wohnexternat

Strafvollzug ‘
WAEX

Verurteilung

50 % Strafe

Y

Y

Vollzugsdienste

Bewahrungsdienste


Vorführender
Präsentationsnotizen
1. Der Strafvollzug muss in Phasen unterteilt werden. Er beginnt mit der Verurteilung. Wichtige Stufen sind die Strafhälfte und 2/3 der Strafe
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Art. 77a — Wohnexternat

3 Bewahrt sich der Gefangene im
Arbeitsexternat, so erfolgt der weitere
Vollzug in Form des Wohn- und
Arbeitsexternats. Dabei wohnt und
arbeitet der Gefangene ausserhalb der
Anstalt, untersteht aber weiterhin der
Strafvollzugsbehaorde.

Haus Lagern, Péschwies


Vorführender
Präsentationsnotizen
Weiteres Beispiel für Wohnexternat: ZSGE: Pension Neugut, Neugutstrasse 8, 8002 Zürich
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Art. 77a — Wohnexternat

3 Bewahrt sich der Gefangene im
Arbeitsexternat, so erfolgt der weitere
Vollzug in Form des Wohn- und
Arbeitsexternats. Dabei wohnt und
arbeitet der Gefangene ausserhalb der | &
Anstalt, untersteht aber weiterhin der

Strafvollzugsbehorde.

ZSGE — Neugut (AWEX)


Vorführender
Präsentationsnotizen
Weiteres Beispiel für Wohnexternat: ZSGE: Pension Neugut, Neugutstrasse 8, 8002 Zürich
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Art. 79b — EM backdoor (Vollzugslockerung)

! Die Vollzugsbehoérde kann auf Gesuch des Verurteilten
hin den Einsatz elektronischer Gerate und deren feste
Verbindung mit dem Korper des Verurteilten
(elektronische Uberwachung) anordnen:

a.

b. anstelle des Arbeitsexternates oder des Arbeits- und
Wohnexternates fur die Dauer von 3 bis 12 Monaten.

StGB

ze urh-:SS'rI‘ resetzouct

2 Sje kann die elektronische Uberwachung nur anordnen:
nicht ... flieht oder weitere Straftaten begeht;
...dauerhafte Unterkunft verfligt;

a

b

c. ..geregelten Arbeit, Ausbildung oder Beschaftigung...;
d. ...in Wohnung lebenden Personen zustimmen; und

e

... der Verurteilte ... Vollzugsplan zustimmt.



Art. 79b — EM backdoor (Vollzugslockerung)

Strafvollzug ‘

EM

Back-
door

Verurteilung 50 % Strafe

Y Y

Vollzugsdienste Bewahrungsdienste


Vorführender
Präsentationsnotizen
1. Der Strafvollzug muss in Phasen unterteilt werden. Er beginnt mit der Verurteilung. Wichtige Stufen sind die Strafhälfte und 2/3 der Strafe
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Vollzug von Freiheitsstrafen

Alternative Vollzugsformen
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Vollzug

Vierter Titel: Vollzug von Freiheitsstrafen/Massnahmen Art. 84 Beziehungen zur Aussenwelt

Art. 74 1. Vollzugsgrundsditze Art. 85 Kontrollen und Untersuchungen

Art. 75 2. Vollzug von Freiheitsstrafen/Grundsatze Art. 86 Bedingte Entlassung/a. Gewahrung

Art. 75a Besondere Sicherheitsmassnahmen Art. 87 b. Probezeit

Art. 76 Vollzugsort Art. 88 c. Bewahrung

Art. 77 Normalvollzug Art. 89 d. Nichtbewahrung

Art. 77a Arbeitsexternat und Wohnexternat Art. 90 3. Vollzug von Massnahmen

Art. 77b Halbgefangenschaft Art. 91 4. Gemeinsame Bestimmungen/Disziplinarrecht
Art. 78 Einzelhaft Art. 92 Unterbrechung des Vollzugs

Art. 79 aufgehoben (tageweiser Vollzug) Art. 92a Informationsrecht

Art. 79a Gemeinnutzige Arbeit

Art. 79b Elektronische Uberwachung Flinfter Titel: Bewahrungshilfe, Weisungen, soziale Betreuung
Art. 80 Abweichende Vollzugsformen Art. 93 Bewahrungshilfe

Art. 81 Arbeit Art. 94 Weisungen

Art. 82 Aus- und Weiterbildung Art. 95 Gemeinsame Bestimmungen

Art. 83 Arbeitsentgelt Art. 96 Soziale Betreuung


Vorführender
Präsentationsnotizen
Rund zwanzig Bestimmungen zum Vollzug, die es in sich haben. 
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Alternative Vollzugsformen

Anstelle unbedingter Freiheitsstrafen:

Halbgefangenschaft (max. 12 Mt.)
Gemeinnutzige Arbeit (max. 6 Mt.)
Electron. Monit. (20 Tage — 12 Mte.)

Einweisungen
16 000

14 000

12 000

10000 -
8000 -

6 000
4000
2000

2002
2004
2006
2008
2010
2012
2014
2016
2017

o
o
o
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[ Normalvollzug

Halbgefangenschaft

B Gemeinnitzige Arbeit
Il ciektronisch liberwachter Strafvollzug

Quellen: BFS — Strafvollzugsstatistiken (SVS, SGA, SES),
Stand der Datenbank: 19.11.2018

©BFS 2018



Vorführender
Präsentationsnotizen
Frage: Weshalb ist Halbgefangenschaft so stark rückläufig? Dazu Michael Bühl: «Betreffend Rückgang HG: Dies hat wohl primär mit der Zunahme der gemeinnützigen Arbeit und am Rande mit der Einführung von Electronic Monitoring zu tun. Zudem spielt wohl die Anzahl kurzer Freiheitsstrafen, welche gegen Personen mit Aufenthaltsrecht (und damit überhaupt für die HG in Frage kommen) ausgesprochen wurde, eine Rolle spielen (vgl. dazu die 4. Aufl. BSK-StGB I, Art. 77b, N 3). Die Einführung der Geldstrafe (2007?) hat wohl ebenfalls noch ihren Beitrag zum Rückgang der HG geleistet.»
_______________________
Hierzu auch das Dokument von Michael Bühl BVDaktuell (Bewährungs- und Vollzugsdienste aktuell) 
Sowie Dokument Richtlinie Ostschweizer Konkordat besondere Vollzugsformen. 
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Vollzug

Vierter Titel: Vollzug von Freiheitsstrafen/Massnahmen Art. 84 Beziehungen zur Aussenwelt

Art. 74 1. Vollzugsgrundsdtze Art. 85 Kontrollen und Untersuchungen

Art. 75 2. Vollzug von Freiheitsstrafen/Grundsatze Art. 86 Bedingte Entlassung/a. Gewahrung

Art. 75a Besondere Sicherheitsmassnahmen Art. 87 b. Probezeit

Art. 76 Vollzugsort Art. 88 c. Bewahrung

Art. 77 Normalvollzug Art. 89 d. Nichtbewahrung

Art. 77a Arbeitsexternat und Wohnexternat Art. 90 3. Vollzug von Massnahmen

Art. 77b Halbgefangenschaft Art.91 4. Gemeinsame Bestimmungen/Disziplinarrecht
Art. 78 Einzelhaft Art. 92 Unterbrechung des Vollzugs

Art. 79 aufgehoben (tageweiser Vollzug) Art. 92a Informationsrecht

Art. 79a Gemeinnutzige Arbeit

Art. 79b Elektronische Uberwachung Flinfter Titel: Bewahrungshilfe, Weisungen, soziale Betreuung
Art. 80 Abweichende Vollzugsformen Art. 93 Bewahrungshilfe

Art. 81 Arbeit Art. 94 Weisungen

Art. 82 Aus- und Weiterbildung Art. 95 Gemeinsame Bestimmungen

Art. 83 Arbeitsentgelt Art. 96 Soziale Betreuung


Vorführender
Präsentationsnotizen
Rund zwanzig Bestimmungen zum Vollzug, die es in sich haben. 
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Alternative Vollzugsformen

Anstelle unbedingter Freiheitsstrafen:

Halbgefangenschaft (max. 12 Mt.)
Gemeinnutzige Arbeit (max. 6 Mt.)
Electron. Monit. (20 Tage — 12 Mte.)

Einweisungen
16 000

14 000
12 000

10000 -

8000 -
6 000
4000
2000

2002
2004
2006
2008
2010
2012
2014
2016
2017

o
o
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[ Normalvollzug
Halbgefangenschaft

B Gemeinnitzige Arbeit
Il ciektronisch liberwachter Strafvollzug

Quellen: BFS — Strafvollzugsstatistiken (SVS, SGA, SES),
Stand der Datenbank: 19.11.2018

©BFS 2018



Vorführender
Präsentationsnotizen
Frage: Weshalb ist Halbgefangenschaft so stark rückläufig? Dazu Michael Bühl: «Betreffend Rückgang HG: Dies hat wohl primär mit der Zunahme der gemeinnützigen Arbeit und am Rande mit der Einführung von Electronic Monitoring zu tun. Zudem spielt wohl die Anzahl kurzer Freiheitsstrafen, welche gegen Personen mit Aufenthaltsrecht (und damit überhaupt für die HG in Frage kommen) ausgesprochen wurde, eine Rolle spielen (vgl. dazu die 4. Aufl. BSK-StGB I, Art. 77b, N 3). Die Einführung der Geldstrafe (2007?) hat wohl ebenfalls noch ihren Beitrag zum Rückgang der HG geleistet.»
_______________________
Hierzu auch das Dokument von Michael Bühl BVDaktuell (Bewährungs- und Vollzugsdienste aktuell) 
Sowie Dokument Richtlinie Ostschweizer Konkordat besondere Vollzugsformen. 
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Art. 77b — Halbgefangenschaft

1 Auf Gesuch des Verurteilten hin kann eine
Freiheitsstrafe von nicht mehr als 12 Monaten
... in der Form der Halbgefangenschaft
vollzogen werden, wenn:

a. nicht zu erwarten ist, dass der Verurteilte
flieht oder weitere Straftaten begeht; und

b. der Verurteilte einer geregelten Arbeit,
Ausbildung oder Beschaftigung von Halbgefangenschaft Winterthur
mindestens 20 Stunden pro Woche
nachgeht.

2 Der Gefangene setzt seine Arbeit, Ausbildung
oder Beschaftigung ausserhalb der Anstalt fort
und verbringt die Ruhe- und Freizeit in der
Anstalt...


Vorführender
Präsentationsnotizen
1 Auf Gesuch des Verurteilten hin kann eine Freiheitsstrafe von nicht mehr als 12 Monaten oder eine nach Anrechnung der Untersuchungshaft verbleibende Reststrafe von nicht mehr als sechs Monaten in der Form der Halbgefangenschaft vollzogen werden, wenn:
a. nicht zu erwarten ist, dass der Verurteilte flieht oder weitere Straftaten begeht; und
b. der Verurteilte einer geregelten Arbeit, Ausbildung oder Beschäftigung von mindestens 20 Stunden pro Woche nachgeht.
2 Der Gefangene setzt seine Arbeit, Ausbildung oder Beschäftigung ausserhalb der Anstalt fort und verbringt die Ruhe- und Freizeit in der Anstalt.
3 Die Halbgefangenschaft kann in einer besonderen Abteilung eines Untersuchungsgefängnisses durchgeführt werden, wenn die notwendige Betreuung des Verurteilten gewährleistet ist.
4 Erfüllt der Verurteilte die Bewilligungsvoraussetzungen nicht mehr oder leistet er die Halbgefangenschaft trotz Mahnung nicht entsprechend den von der Vollzugsbehörde festgelegten Bedingungen und Auflagen, so wird die Freiheitsstrafe im Normalvollzug vollzogen.
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Art. 77b — Halbgefangenschaft

| NES

- TagsuUber Arbeit, Nacht, Wochenende in
Anstalt

- Bereits verbusster Teil der Freiheitsstrafe
nicht vorausgesetzt.

- Nicht fur Freiheitsstrafen von mehr als
zwoOlf Monaten/Reststrafe

Halbgefangenschaft Winterthur


Vorführender
Präsentationsnotizen
Tagsüber Arbeit, Nacht, Wochenende in Anstalt
Bereits verbüsster Teil der Freiheitsstrafe nicht vorausgesetzt.
Nicht für Freiheitsstrafen von mehr als zwölf Monaten/Reststrafe nach Anrechnung der U-Haft von mehr als sechs Monaten.
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Art. 77b — Halbgefangenschaft

Ziel Arbeitsexternat:

Langsame Integration in die Arbeitswelt,
«Schritt in die Freiheit».

Ziel Halbgefangenschaft:

Verhinderung der Desintegration,
Verurteilter soll Arbeits-/Ausbildungs-
platz behalten kdnnen.

a B

Voraussetzung, dass der Verurteilte einer
geregelten Arbeit, Ausbildung oder
Beschaftigung von mindestens 20
Stunden pro Woche nachgeht.
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Vollzug

Vierter Titel: Vollzug von Freiheitsstrafen/Massnahmen Art. 84 Beziehungen zur Aussenwelt

Art. 74 1. Vollzugsgrundsdtze Art. 85 Kontrollen und Untersuchungen

Art. 75 2. Vollzug von Freiheitsstrafen/Grundsatze Art. 86 Bedingte Entlassung/a. Gewahrung

Art. 75a Besondere Sicherheitsmassnahmen Art. 87 b. Probezeit

Art. 76 Vollzugsort Art. 88 c. Bewahrung

Art. 77 Normalvollzug Art. 89 d. Nichtbewahrung

Art. 77a Arbeitsexternat und Wohnexternat Art. 90 3. Vollzug von Massnahmen

Art. 77b Halbgefangenschaft Art. 91 4. Gemeinsame Bestimmungen/Disziplinarrecht
Art. 78 Einzelhaft Art. 92 Unterbrechung des Vollzugs

Art. 79 aufgehoben (tageweiser Vollzug) Art. 92a Informationsrecht

Art. 79a Gemeinnutzige Arbeit

Art. 79b Elektronische Uberwachung Flinfter Titel: Bewahrungshilfe, Weisungen, soziale Betreuung
Art. 80 Abweichende Vollzugsformen Art. 93 Bewahrungshilfe

Art. 81 Arbeit Art. 94 Weisungen

Art. 82 Aus- und Weiterbildung Art. 95 Gemeinsame Bestimmungen

Art. 83 Arbeitsentgelt Art. 96 Soziale Betreuung


Vorführender
Präsentationsnotizen
Rund zwanzig Bestimmungen zum Vollzug, die es in sich haben. 
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Alternative Vollzugsformen

Anstelle unbedingter Freiheitsstrafen:

Halbgefangenschaft (max. 12 Mt.)
Gemeinnutzige Arbeit (max. 6 Mt.)
Electron. Monit. (20 Tage — 12 Mte.)

Einweisungen
16 000

14 000
12 000

10000 -

8000 -
6 000
4000
2000

2002
2004
2006
2008
2010
2012
2014
2016
2017

o
o
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[ Normalvollzug
Halbgefangenschaft

B Gemeinnitzige Arbeit
Il ciektronisch liberwachter Strafvollzug

Quellen: BFS — Strafvollzugsstatistiken (SVS, SGA, SES),
Stand der Datenbank: 19.11.2018

©BFS 2018



Vorführender
Präsentationsnotizen
Frage: Weshalb ist Halbgefangenschaft so stark rückläufig? Dazu Michael Bühl: «Betreffend Rückgang HG: Dies hat wohl primär mit der Zunahme der gemeinnützigen Arbeit und am Rande mit der Einführung von Electronic Monitoring zu tun. Zudem spielt wohl die Anzahl kurzer Freiheitsstrafen, welche gegen Personen mit Aufenthaltsrecht (und damit überhaupt für die HG in Frage kommen) ausgesprochen wurde, eine Rolle spielen (vgl. dazu die 4. Aufl. BSK-StGB I, Art. 77b, N 3). Die Einführung der Geldstrafe (2007?) hat wohl ebenfalls noch ihren Beitrag zum Rückgang der HG geleistet.»
_______________________
Hierzu auch das Dokument von Michael Bühl BVDaktuell (Bewährungs- und Vollzugsdienste aktuell) 
Sowie Dokument Richtlinie Ostschweizer Konkordat besondere Vollzugsformen. 
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Art. 79a — Gemeinnutzige Arbeit

2007 — 2017 noch eigene Strafart: 98,038

Botschaft

A rt . 3 7 a St G B . zur Anderung des Schweizerischen Strafgesetzbuches

(Allgemeine Bestimmungen, Einfiihrung und Anwendung des Gesetzes)
und des Militirstrafgesetzes sowie zu einem Bundesgesetz
iiber das Jugendstrafrecht

1 Das Gericht kann mit Zustimmung
des Taters an Stelle einer Freiheits-
strafe von weniger als sechs Monaten
oder einer Geldstrafe bis zu 180
Tagessatzen gemeinnutzige Arbeit von
hochstens 720 Stunden anordnen.

vom 21. September 1998

L]

. ’ Sehr geehrte Herren Prisidenten,
sehr geehrte Damen und Herren,

wir unterbreiten Ihnen hiermit mit dem Antrag auf Zustimmung die Entwiirfe zur
Anderung und Anpassung des Allgemeinen Teils, des Besonderen Teils und des



Vorführender
Präsentationsnotizen
War zweite, gleichwertige Hauptstrafe neben der Geldstrafe
Arbeitsstrafe war deshalb nicht subsidiär zur Geldstrafe

Da es sich um eine Strafart handelte, musste sie vom Gericht angeordnet werden.
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Art. 79a — Gemeinnutzige Arbeit

Seit dem 1. Januar 2018 nur noch eine Vollzugsform:
Art. 79a StGB:

1 Ist nicht zu erwarten, dass der Verurteilte flieht oder
weitere Straftaten begeht, so kann auf sein Gesuch hin
in der Form von gemeinnutziger Arbeit vollzogen
werden:

a. eine Freiheitsstrafe von nicht mehr als sechs
Monaten;

b. eine nach Anrechnung der Untersuchungshaft
verbleibende Reststrafe von nicht mehr als sechs
Monaten; oder

c. eine Geldstrafe oder eine Busse.


Vorführender
Präsentationsnotizen
Revision des Sanktionenrechts am 1.1.2018

Nun wieder (wie vor 2007) eine reine Vollzugsform.

Gründe für Abschaffung als Strafart (Jositsch/Ege/Schwarzenegger, 325):
Stetige Abnahme der Einsatzstunden seit der Revision 2007
Fehlendes Abschreckungspotenzial
Verschiedene anderer Herausforderungen der Gerichte, wenn eine eigene Strafart (administrativer Aufwand)





Seit dem 1. Januar 2018 nur noch eine Vollzugsform:
Art. 79a StGB:

Wichtige Formulare

Gesuch

Aligemein

Gemeinnitzige Arbeit

d Gesuchstormular Gemennitzige Arbed i Geldsiraken und Bussen vor

Electronic Monitoring



Vorführender
Präsentationsnotizen
Kann nur auf Gesuch des Täters hin angeordnet werden.
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Art. 79a — Gemeinnutzige Arbeit

Art. 79a StGB

3 Die gemeinnitzige Arbeit ist
zugunsten von sozialen
Einrichtungen, Werken in
offentlichem Interesse oder
hilfsbedlirftigen Personen zu
leisten.
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Art. 79a — Gemeinnutzige Arbeit

- Stadtgartnereien (Spielplatze,
Parkanlagen, Natur-reservate)

- Forstamter (Wanderwege)
- Alters-, Pflegeheime
- Gemeinschaftszentren

- Spitaler
- etc.


Vorführender
Präsentationsnotizen
Nicht in einem Hotel oder im Kupferabbau für Glencore
Kinderpornografie-Konsumenten werden nicht auf Spielplätzen eingesetzt
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Art. 79a — Gemeinnutzige Arbeit

- Fir Bussen von Statthalter-
und Stadtrichteramtern bietet

E=a
/SGE kurzzeitige, nieder- _ u
schwellige Arbeit (z.B. M :

Recycling) an.

http://zsge.ch/bussenanlaufstelle/
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Art. 79a — Gemeinnutzige Arbeit

Art. 79a StGB

3 Die gemeinntzige Arbeit ...
wird unentgeltlich geleistet.

Vollzugszentrum
Klosterfiechten/BS
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Art. 79a — Gemeinnutzige Arbeit

Art. 81 StGB — Arbeit

! Der Gefangene ist zur Arbeit
verpflichtet.

Art. 83 — Arbeitsentgelt

Gemass Strafgesetzbuch sind die Gefangenen zur Arbeit verpflichtet.

1 De r G efa nge n e e rh a It fu r Se i n e Arbe it Das Arbeitsgehalt (Pekulium) betragt durchschnittlich Fr. 26.— pro Tag.

Prioritat hat immer das "Kerngeschaft”, also die Sicherheit.

ein ... angepasstes Entgelt.


Vorführender
Präsentationsnotizen
Verwechseln Sie die Gemeinnützige Arbeit nicht mit der Arbeit im Strafvollzug! 
Hier ist die Strafe der Vollzug der Freiheitsstrafe. 
Bei der GA ist die Arbeitsleistung selber die Strafe

Art. 380 5. Anstalten und Einrichtungen. / Kostentragung
Kostentragung
1 Die Kosten des Straf- und Massnahmenvollzugs tragen die Kantone.
2 Der Verurteilte wird in angemessener Weise an den Kosten des Vollzugs beteiligt:
a.durch deren Verrechnung mit seiner Arbeitsleistung im Straf- oder Massnahmenvollzug;
b.nach Massgabe seines Einkommens und Vermögens, wenn er eine ihm zugewiesene Arbeit verweigert, obwohl sie den Vorgaben der Artikel 81 oder 90 Absatz 3 genügt; oder
c.1durch Abzug eines Teils des Einkommens, das er auf Grund einer Tätigkeit im Rahmen der Halbgefangenschaft, des Vollzugs durch elektronische Überwachung, des Arbeitsexternats oder des Wohn- und Arbeitsexternats erzielt.3 Die Kantone erlassen nähere Vorschriften über die Kostenbeteiligung der Verurteilten.
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Art. 79a — Gemeinnutzige Arbeit

Art. 79a StGB:

4 Vier Stunden gemeinnutziger
Arbeit entsprechen einem Tag
Freiheitsstrafe, einem Tagessatz
Geldstrafe oder einem Tag
Ersatzfreiheitsstrafe bei
Ubertretungen.

Umrechnungsschlissel:

1 Tagessatz Geldstrafe

1 Tag Freiheitsstrafe

1 Tag Ersatzfreiheitsstrafe

= 4 Stunden gemeinnutzige Arbeit


Vorführender
Präsentationsnotizen
Hier ist die Ersatzfreiheitsstrafe noch genannt, weil bei Übertretungen im Urteil festgelegt werden muss, welche Ersatzfreiheitsstrafe an die Stelle der Busse tritt. Dies ist ja mangels eines Tagessatzes nicht offensichtlich. Man darf aber auch hier wohl nicht warten, bis es zur Ausfällung einer Ersatzfreiheitsstrafe kommt. 


A8l Universitét
Z e S se » UZH
sy Lurich

Art. 79a — Gemeinnutzige Arbeit

150 Tage/Tagesssatze Geldstrafe
X 4 Stunden
= 600 Stunden gemeinnutzige Arbeit
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Art. 79a — Gemeinnutzige Arbeit

- 600 Stunden gemeinnutzige Arbeit

- Arbeitstatiger: Je 8 Stunden am
Samstag und Sonntag

- =37.5Wochen jedes Wochenende
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Art. 79a — Gemeinnutzige Arbeit

- 600 Stunden gemeinnutzige Arbeit

- Arbeitstatiger: Jeweils 2 Stunden
am Abend

- =300 Werktage, also wahrend rund
14 Monaten mit abendlicher
Zusatzarbeit




- 600 Stunden gemeinnutzige Arbeit
- Arbeitsloser: Je 8 Stunden pro Tag
- =75 Tage am Stlick oder

- =3 Monate mit 5-Tage Woche

- Weshalb nicht gleich Strafvollzug
mit bezahlter Arbeit?



Vorführender
Präsentationsnotizen
Das Maximum von 720 Stunden ist ausserordentlich hoch im internationalen Vergleich. 
In der Regel liegt die Höchstgrenze bei 240 Stunden 
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Zurcher Stiftung fur Gefangenen- und Entlassenenflirsorge

- Waffenplatz: Begleitetes Wohnen e
nach Strafvollzug, Massnahme

- Recyling: Gemeinnutzige Arbeit
- Pension Neugut: Wohnexternat

Farirsn

https://www.youtube.com/watch?v=p
NpD3y aBHU#action=share



https://www.youtube.com/watch?v=pNpD3y_aBHU#action=share
https://www.youtube.com/watch?v=pNpD3y_aBHU#action=share
https://www.youtube.com/watch?v=pNpD3y_aBHU#action=share
https://www.youtube.com/watch?v=pNpD3y_aBHU#action=share
https://www.youtube.com/watch?v=pNpD3y_aBHU#action=share
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Vollzug

Vierter Titel: Vollzug von Freiheitsstrafen/Massnahmen Art. 84 Beziehungen zur Aussenwelt

Art. 74 1. Vollzugsgrundsdtze Art. 85 Kontrollen und Untersuchungen

Art. 75 2. Vollzug von Freiheitsstrafen/Grundsatze Art. 86 Bedingte Entlassung/a. Gewahrung

Art. 75a Besondere Sicherheitsmassnahmen Art. 87 b. Probezeit

Art. 76 Vollzugsort Art. 88 c. Bewahrung

Art. 77 Normalvollzug Art. 89 d. Nichtbewahrung

Art. 77a Arbeitsexternat und Wohnexternat Art. 90 3. Vollzug von Massnahmen

Art. 77b Halbgefangenschaft Art. 91 4. Gemeinsame Bestimmungen/Disziplinarrecht
Art. 78 Einzelhaft Art. 92 Unterbrechung des Vollzugs

Art. 79 aufgehoben (tageweiser Vollzug) Art. 92a Informationsrecht

Art. 79a Gemeinnutzige Arbeit

Art. 79b Elektronische Uberwachung Flinfter Titel: Bewahrungshilfe, Weisungen, soziale Betreuung
Art. 80 Abweichende Vollzugsformen Art. 93 Bewahrungshilfe

Art. 81 Arbeit Art. 94 Weisungen

Art. 82 Aus- und Weiterbildung Art. 95 Gemeinsame Bestimmungen

Art. 83 Arbeitsentgelt Art. 96 Soziale Betreuung


Vorführender
Präsentationsnotizen
Rund zwanzig Bestimmungen zum Vollzug, die es in sich haben. 
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Alternative Vollzugsformen

Anstelle unbedingter Freiheitsstrafen:

Halbgefangenschaft (max. 12 Mt.)
Gemeinnutzige Arbeit (max. 6 Mt.)
Electron. Monit. (20 Tage — 12 Mte.)

Einweisungen
16 000

14 000
12 000

10000 -

8000 -
6 000
4000
2000

2002
2004
2006
2008
2010
2012
2014
2016
2017

o
o
o
(o]

— - - = = ™

[ Normalvollzug
Halbgefangenschaft

B Gemeinnitzige Arbeit
Il ciektronisch liberwachter Strafvollzug

Quellen: BFS — Strafvollzugsstatistiken (SVS, SGA, SES),
Stand der Datenbank: 19.11.2018

©BFS 2018



Vorführender
Präsentationsnotizen
Frage: Weshalb ist Halbgefangenschaft so stark rückläufig? Dazu Michael Bühl: «Betreffend Rückgang HG: Dies hat wohl primär mit der Zunahme der gemeinnützigen Arbeit und am Rande mit der Einführung von Electronic Monitoring zu tun. Zudem spielt wohl die Anzahl kurzer Freiheitsstrafen, welche gegen Personen mit Aufenthaltsrecht (und damit überhaupt für die HG in Frage kommen) ausgesprochen wurde, eine Rolle spielen (vgl. dazu die 4. Aufl. BSK-StGB I, Art. 77b, N 3). Die Einführung der Geldstrafe (2007?) hat wohl ebenfalls noch ihren Beitrag zum Rückgang der HG geleistet.»
_______________________
Hierzu auch das Dokument von Michael Bühl BVDaktuell (Bewährungs- und Vollzugsdienste aktuell) 
Sowie Dokument Richtlinie Ostschweizer Konkordat besondere Vollzugsformen. 
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Art. 79b — Elektronische Uberwachung

1 Die Vollzugsbeho6rde kann auf Gesuch des Verurteilten hin den Einsatz
elektronischer Gerate und deren feste Verbindung mit dem Korper des Verurteilten
(elektronische Uberwachung) anordnen:

a. fur den Vollzug einer Freiheitsstrafe oder einer Ersatzfreiheitsstrafe von 20 Tagen

bis zu 12 Monaten; oder .
b. anstelle des Arbeitsexternates oder des Arbeits- und Wohnexternates fiir die
Dauer von 3 bis 12 Monaten.

2 Sje kann die elektronische Uberwachung nur anordnen, wenn:

a. nicht zu erwarten ist, dass der Verurteilte flieht oder weitere Straftaten begeht;

b. der Verurteilte Gber eine dauerhafte Unterkunft verfigt;

c. der Verurteilte einer geregelten Arbeit, Ausbildung oder Beschaftigung von
mindestens 20 Stunden pro Woche nachgeht oder ihm eine solche zugewiesen Schw risc ” s Strafg
werden kann; .

d. die mit dem Verurteilten in derselben Wohnung lebenden erwachsenen Personen
zustimmen; und

e. der Verurteilte einem fiir ihn ausgearbeiteten Vollzugsplan zustimmt.

3 Sind die Voraussetzungen nach Absatz 2 Buchstabe a, b oder ¢ nicht mehr erfiillt
oder verletzt der Verurteilte seine im Vollzugsplan festgehaltenen Pflichten, so kann
die Vollzugsbehorde den Vollzug in Form der elektronischen Uberwachung
abbrechen und den Vollzug der Freiheitsstrafe im Normalvollzug oder in der Form
der Halbgefangenschaft anordnen oder die dem Verurteilten zustehende freie Zeit
einschranken.
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Art. 79b — Elektronische Uberwachung

! Die Vollzugsbehorde kann auf Gesuch des Verurteilten hin den Einsatz
elektronischer Gerate und deren feste Verbindung mit dem Korper des Verurteilten

(elektronische Uberwachung) anordnen: EM front door (VoIIzugsform)
a. fur den Vollzug einer Freiheitsstrafe oder einer Ersatzfreiheitsstrafe von 20 Tagen
bis zu 12 Monaten; oder

b. anstelle des Arbeitsexternates oder des Arbeits- und Wohnexternates fiir die

Dauer von 3 bis 12 Monaten. EM back door (Vollzugslockerung)

2 Sje kann die elektronische Uberwachung nur anordnen, wenn:
a. nicht zu erwarten ist, dass der Verurteilte flieht oder weitere Straftaten begeht;
b. der Verurteilte Gber eine dauerhafte Unterkunft verfigt;

c. der Verurteilte einer geregelten Arbeit, Ausbildung oder Beschaftigung von
mindestens 20 Stunden pro Woche nachgeht oder ihm eine solche zugewiesen — Voraussetzu ngen
werden kann;

d. die mit dem Verurteilten in derselben Wohnung lebenden erwachsenen Personen
zustimmen; und

e. der Verurteilte einem fiir ihn ausgearbeiteten Vollzugsplan zustimmt.

3 Sind die Voraussetzungen nach Absatz 2 Buchstabe a, b oder ¢ nicht mehr erfiillt
oder verletzt der Verurteilte seine im Vollzugsplan festgehaltenen Pflichten, so kann
die Vollzugsbehorde den Vollzug in Form der elektronischen Uberwachung L _ .

abbrechen und den Vollzug der Freiheitsstrafe im Normalvollzug oder in der Form AberCh, Normal /AIternatlvvoIIzug
der Halbgefangenschaft anordnen oder die dem Verurteilten zustehende freie Zeit
einschranken.
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Art. 79b — Elektronische Uberwachung

- Die desintegrierenden Konsequen-
zen von in JVA vollzogener Freiheits-
entziehung sollen vermieden
werden (frontdoor).

- Schnellere Wiedereingliederung
(backdoor)

- Verbleib in Arbeitswelt, Beibehalten
von Sozialkontakten.
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Electronic Monitoring

! | Dirwiion der Justz und des Innem

- UberwaChung Annaherungs_’ Art der elektronischen Uberwachung
Orts-, Kontaktaufnahmeverbots e A )
(Art. 28c ZGB)

- Uberwachung Kontakt- und Rayon-
verbot (Art. 67b StGB; Art. 16a JStG)

- Uberwachung Ersatzmassnahmen

(Art' 237 5tPO, Art. 3/4 JStPO) Robert Karpf/Michael Bihl, Moglichkeiten und Grenzen von
- Uberwachung Vollzugslockeru ngen Electronic Monitoring, Tagung resoz, 28. Marz 2019

(Art. 74, 84 VI, 77a StGB)

- Verbussung Freiheitsstrafen
(Art. 79b StGB)

Transmitter/Sender

Receiver/Empfanger

RF: Radio Frequency (deutsch Radiofunk) ist eine Kurzstreckenfunkverbindung



Vorführender
Präsentationsnotizen
Zu Billiger und Gleicher Rückfall: https://www.srf.ch/news/regional/ostschweiz/electronic-monitoring-kantone-fuehren-fussfesseln-ein 
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Electronic Monitoring

. | Dirwiion der Justz und des Innem

) Aktlve UberwaChung von Art der elektronischen Uberwachung
Bewegu ngSprOfllen (G PS) - Aktiv (365d/24h/60min) / Passiv

- Aufenthalt (GPS-EM) / Anwesenheit (RF-EM)

- Passive Uberwachung eines
Hausarrests (RF), Wochenplan: max. 14
Stunden ausser Haus (Arbeit, Einkauf,
Gruppentherapie...)

Transmitter/Sender

Receiver/Empfanger

RF: Radio Frequency (deutsch Radiofunk) ist eine Kurzstreckenfunkverbindung

Robert Karpf/Michael Bihl, Moglichkeiten und Grenzen von
Electronic Monitoring, Tagung resoz, 28. Marz 2019


Vorführender
Präsentationsnotizen
Zu Billiger und Gleicher Rückfall: https://www.srf.ch/news/regional/ostschweiz/electronic-monitoring-kantone-fuehren-fussfesseln-ein 
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Art. 79b — Elektronische Uberwachung

1 Die Vollzugsbehorde kann auf Gesuch des
Verurteilten hin den Einsatz elektronischer Gerate
und deren feste Verbindung mit dem Korper des
Verurteilten (elektronische Uberwachung)
anordnen:

a. fir den Vollzug einer Freiheitsstrafe oder einer
Ersatzfreiheitsstrafe von 20 Tagen bis zu 12
Monaten; oder

b. anstelle des Arbeitsexternates oder des Arbeits-
und Wohnexternates fiir die Dauer von 3 bis 12
Monaten.
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Art. 79b — Elektronische Uberwachung

T ———

Gesuch

Bawiah & Volirugsderste > Wichiige Formalan
Was iy
Organisation Bewdhrungs- & Vollzugsdienste

Bewihrungs- & Vollzugsdienste ok

JUSEIvOlZUGSANStaR PosChwies Auftrag

Wichtige Formulare

Wichtige Formulare

Allgemein

Grundiagen
Verttiertichungen

Zainien & Fakten
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Art. 79b — Elektronische Uberwachung

2 EM... nur anordnen, wenn:
a. nicht zu erwarten ist, dass der Verurteilte flieht

oder weitere Straftaten begeht; :
b. der Verurteilte GUber dauerhafte Unterkunft
verflgt;

c. der Verurteilte einer geregelten Arbeit,
Ausbildung oder Beschaftigung von mindestens
20 Stunden pro Woche nachgeht oder ihm eine
solche zugewiesen werden kann;

ze .rh-:aS'r" esetzbuch

d. die mit dem Verurteilten in derselben Wohnung
lebenden erwachsenen Personen zustimmen;
und

e. der Verurteilte einem fir ihn ausgearbeiteten
Vollzugsplan zustimmt.
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Fallbeispiel 1 (EM — Frontdoor)

— 6 Monate Freiheitsstrafe wegen Diebstahls und
Vergehen gegen das Betaubungsmittelgesetz

— Gesuchstellerin ist alleinerziehende Mutter mit
schulpflichtigem Kind

— Gesuchstellerin kbnnte arbeiten, arbeitet aber
nicht

— Gesuchstellerin ist drogenabhangig und
substituiert

Fall von Robert Karpf/Michael Biihl, Moglichkeiten und Gren-

— Das Migrationsamt hat den Widerruf der _ e 3
zen von Electronic Monitoring, Tagung resoz, 28. Marz 2019

Niederlassungsbewilligung und die Wegweisung
verfigt (nicht rechtskraftig)


Vorführender
Präsentationsnotizen
Für EM sprechen Kinderbelange (falls gutes Verhältnis)
Gegen EM spricht Fluchtgefahr (besser: geschlossener Normalvollzug) 

Michael Bühl schreibt 29.4.2019: Lieber Marc, Das ist bestens. Die Beispiele sind fiktiv (die einzelnen Elemente aber durchaus realistisch) und bewusst so gewählt, dass man darüber diskutieren kann. Somit könnte man das EM-Gesuch in beiden Fällen abweisen oder bewilligen (sinnvollerweise mit Auflagen).
�Frontdoor-Fall:
Die zeitlichen Vorsussetzungen sind erfüllt.
fraglich ist insbesondere ob die Betreuung von einem schulpflichtigen Kind 20 Stunden ausmacht, respektive wer das Kind tatsächlich betreut; es wären mehr Informationen zur Suchtproplematik einzuholen (ist die KESB involviert?; soziales Netz?); 
in der Praxis stellt sich zudem das Problem der Überprüfung der Beschäftigung (die Mutter hätte einen detaillierten Wochenplan einzureichen); am besten würde sie zusätzlich noch einer Arbeit nachgehen
fraglich ist, ob eine günstige Legalprognose vorliegt (Beinkonsum?; Vorstrafen?); es ist beides vertretbar
die Vollzugsform GA würde auch in Frage kommen und würde der verurteilten Person allenfalls mehr Struktur geben und wäre damit evt. Sinnvoller
solange die migrationsrechtliche Wegweisung nicht vollziehbar ist (also auch vor Rechtskraft bei Entzug der aufschiebenden Wirkung des Rekurses relevant), stellen sich betreffend Aufenthaltsrecht keine Probleme
Randbemerkung: im Falle eines Normalvollzugs würde das Kind wohl fremdplatziert; dies ist betreffend Voraussetzungen nicht wirklich relevant, kann aber in die Überlegungen einbezogen werden (aus legalprognostischer Sicht ist ein Kind aber wohl wie eine Beziehung eher positiv zu werten)
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Fallbeispiel 2 (EM — Backdoor)

— 4.5 Jahre Freiheitsstrafe wegen schwerer
Korperverletzung

— Ehefrau mit 2 Kindern leben in der ehelichen
Wohnung

— selbstandig erwerbend (Betrieb vor der
Inhaftierung eine Diskothek)

— hat die Aussicht auf eine Anstellung bei einem

Ex-Strafgefangenen als Hausmeister
Fall von Robert Karpf/Michael Biihl, Moglichkeiten und Gren-

— EM wiirde 7.5 Monate dauern bis zu bedingter _ e 3
zen von Electronic Monitoring, Tagung resoz, 28. Marz 2019

Entlassung (Strafhalfte nach 2.25 Jahren)

— Gesuchsteller seit 3 Monaten im offenen
Strafvollzug

— Eine (freiwillige) Therapie oder Delikt-
bearbeitung hat nicht stattgefunden


Vorführender
Präsentationsnotizen
Backdoor-Fall:
problematisch ist insbesondere die Legalprognose (kurze Zeit im offenen Vollzug; keine „freiwillige“ Deliktbearbeitung im Sinne von Art. 75 Abs. 4 StGB, evt. Auflage oder gar freiwillige Therapie bei einem Therapeuten?; Verurteilung wegen „häuslicher Gewalt“? Wäre ein klares Ausschlusskriterium); 
evt. wäre zuerst ein AEX sinnvoller
Das Vorliegen der Unterkunft steht und fällt also mit der Legalprognose (häusliche Gewalt; allenfalls EM in anderer Unterkunft?)
Arbeitsstelle ist fraglich (Gefälligkeitsvertrag?) und müsste auf jeden Fall genauer überprüft werden
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Vollzug

Vierter Titel: Vollzug von Freiheitsstrafen/Massnahmen Art. 84 Beziehungen zur Aussenwelt

Art. 74 1. Vollzugsgrundsdtze Art. 85 Kontrollen und Untersuchungen

Art. 75 2. Vollzug von Freiheitsstrafen/Grundsatze Art. 86 Bedingte Entlassung/a. Gewahrung

Art. 75a Besondere Sicherheitsmassnahmen Art. 87 b. Probezeit

Art. 76 Vollzugsort Art. 88 c. Bewahrung

Art. 77 Normalvollzug Art. 89 d. Nichtbewahrung

Art. 77a Arbeitsexternat und Wohnexternat Art. 90 3. Vollzug von Massnahmen

Art. 77b Halbgefangenschaft Art. 91 4. Gemeinsame Bestimmungen/Disziplinarrecht
Art. 78 Einzelhaft Art. 92 Unterbrechung des Vollzugs

Art. 79 aufgehoben (tageweiser Vollzug) Art. 92a Informationsrecht

Art. 79a Gemeinnutzige Arbeit

Art. 79b Elektronische Uberwachung Flinfter Titel: Bewahrungshilfe, Weisungen, soziale Betreuung
Art. 80 Abweichende Vollzugsformen Art. 93 Bewahrungshilfe

Art. 81 Arbeit Art. 94 Weisungen

Art. 82 Aus- und Weiterbildung Art. 95 Gemeinsame Bestimmungen

Art. 83 Arbeitsentgelt Art. 96 Soziale Betreuung


Vorführender
Präsentationsnotizen
Rund zwanzig Bestimmungen zum Vollzug, die es in sich haben. 
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Art. 80 — Abweichende Vollzugsformen

1Von den fir den Vollzug geltenden Regeln darf zu
Gunsten des Gefangenen abgewichen werden:

a. wenn der Gesundheitszustand des Gefangenen 5
dies erfordert; :
b. bei Schwangerschaft, Geburt und fir die Zeit
unmittelbar nach der Geburt;
c. zur gemeinsamen Unterbringung von Mutter

und Kleinkind, sofern dies auch im Interesse des
Kindes liegt.

2 Wird die Strafe nicht in einer Strafanstalt, sondern
in einer anderen geeigneten Einrichtung vollzogen,
so untersteht der Gefangene den Reglementen
dieser Einrichtung, soweit die Vollzugsbehorde
nichts anderes verflgt.

rht‘;‘)!f‘f 050



Vorführender
Präsentationsnotizen
Hafterstehungsfähigkeit
Weibliche Strafgefangene, spezielle Bestimmungen für Geburt…
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Art. 80 — Abweichende Vollzugsformen

| 1 I

| Auf 12 Quadratmetern leben Mutter und Kind in einer solchen Gej
arbeiten die Frauen in den gefangniseigenen Werken und die Klel
Kita Elisbeth Real

- Hindelbank: Seit 1962 Einfami-
lienhaus Mutter-Kind-Abteilung.

- Mutter tagstber Arbeit, Kind Kita
im Dorf ausserhalb JVA.

- Bis max. 3 Jahre

https://www.aargauerzeitung.ch/leben/leben/im-knast-
mit-mama-wie-kinder-hinter-gittern-leben-132259595


Vorführender
Präsentationsnotizen
Hafterstehungsfähigkeit
Weibliche Strafgefangene, spezielle Bestimmungen für Geburt…


“HA™) Universitit
ey Lurich™

Vollzug

Vierter Titel: Vollzug von Freiheitsstrafen/Massnahmen Art. 84 Beziehungen zur Aussenwelt

Art. 74 1. Vollzugsgrundsdtze Art. 85 Kontrollen und Untersuchungen

Art. 75 2. Vollzug von Freiheitsstrafen/Grundsatze Art. 86 Bedingte Entlassung/a. Gewahrung

Art. 75a Besondere Sicherheitsmassnahmen Art. 87 b. Probezeit

Art. 76 Vollzugsort Art. 88 c. Bewahrung

Art. 77 Normalvollzug Art. 89 d. Nichtbewahrung

Art. 77a Arbeitsexternat und Wohnexternat Art. 90 3. Vollzug von Massnahmen

Art. 77b Halbgefangenschaft Art. 91 4. Gemeinsame Bestimmungen/Disziplinarrecht
Art. 78 Einzelhaft Art. 92 Unterbrechung des Vollzugs

Art. 79 aufgehoben (tageweiser Vollzug) Art. 92a Informationsrecht

Art. 79a Gemeinnutzige Arbeit

Art. 79b Elektronische Uberwachung Flinfter Titel: Bewahrungshilfe, Weisungen, soziale Betreuung
Art. 80 Abweichende Vollzugsformen Art. 93 Bewahrungshilfe

Art. 81 Arbeit Art. 94 Weisungen

Art. 82 Aus- und Weiterbildung Art. 95 Gemeinsame Bestimmungen

Art. 83 Arbeitsentgelt Art. 96 Soziale Betreuung


Vorführender
Präsentationsnotizen
Rund zwanzig Bestimmungen zum Vollzug, die es in sich haben. 
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Art. 81 — Arbeit

1 Der Gefangene ist zur Arbeit
verpflichtet. Die Arbeit hat so weit als
moglich seinen Fahigkeiten, seiner
Ausbildung und seinen Neigungen zu
entsprechen.

2 Der Gefangene kann mit seiner
Zustimmung bei einem privaten
Arbeitgeber beschaftigt werden
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Art. 81 — Arbeit

- Zweck fruher: Ausbeutung
Arbeitskraft,

- Zweck heute: positive
Spezialpravention, Beitrag
Vollzugskosten (Art. 380 StGB)

- Arbeitszwang (konform mit Art. 4

Abs. 3 lit. a EMRK, BGE ) Justizvollzugsanstalt Witzwil; vgl. «der grésste
Bauernhof der Schweiz ist ein Gefangnis»,
www.nzz.ch/schweiz/strafanstalt-witzwil-landluft-
macht-frei-1d.1297422



Vorführender
Präsentationsnotizen
Art. 380 5. Anstalten und Einrichtungen. / Kostentragung
Kostentragung
1 Die Kosten des Straf- und Massnahmenvollzugs tragen die Kantone.
2 Der Verurteilte wird in angemessener Weise an den Kosten des Vollzugs beteiligt:
a.durch deren Verrechnung mit seiner Arbeitsleistung im Straf- oder Massnahmenvollzug;
b.nach Massgabe seines Einkommens und Vermögens, wenn er eine ihm zugewiesene Arbeit verweigert, obwohl sie den Vorgaben der Artikel 81 oder 90 Absatz 3 genügt; oder
c.1durch Abzug eines Teils des Einkommens, das er auf Grund einer Tätigkeit im Rahmen der Halbgefangenschaft, des Vollzugs durch elektronische Überwachung, des Arbeitsexternats oder des Wohn- und Arbeitsexternats erzielt.3 Die Kantone erlassen nähere Vorschriften über die Kostenbeteiligung der Verurteilten.
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BGE 1391180

Muss ein Verwahrter Uber sein
Pensionsalter hinaus Arbeit verrichten
im Vollzug?
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BGE 1391180

«Die Arbeit im Straf- und Massnah-
menvollzug dient der Resozialisierung,
der Vermeidung von Haftschaden und
der Aufrechterhaltung der Anstalts-
ordnung, wahrend die Arbeit in
Freiheit und die anschliessende AHV
die Finanzierung des Lebens-
unterhaltes bezwecken.»



Vorführender
Präsentationsnotizen
Beim Verwahrten im AHV Alter ist es ein paternalistisches Argument (zu seinem eigenen Schutz vor Haftschäden). 
Resozialisierung kommt nicht in Frage. 
Ausserdem ist es sein Beitrag zum Funktionieren der Anstalt
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Vollzug

Vierter Titel: Vollzug von Freiheitsstrafen/Massnahmen Art. 84 Beziehungen zur Aussenwelt

Art. 74 1. Vollzugsgrundsdtze Art. 85 Kontrollen und Untersuchungen

Art. 75 2. Vollzug von Freiheitsstrafen/Grundsatze Art. 86 Bedingte Entlassung/a. Gewahrung

Art. 75a Besondere Sicherheitsmassnahmen Art. 87 b. Probezeit

Art. 76 Vollzugsort Art. 88 c. Bewahrung

Art. 77 Normalvollzug Art. 89 d. Nichtbewahrung

Art. 77a Arbeitsexternat und Wohnexternat Art. 90 3. Vollzug von Massnahmen

Art. 77b Halbgefangenschaft Art. 91 4. Gemeinsame Bestimmungen/Disziplinarrecht
Art. 78 Einzelhaft Art. 92 Unterbrechung des Vollzugs

Art. 79 aufgehoben (tageweiser Vollzug) Art. 92a Informationsrecht

Art. 79a Gemeinnutzige Arbeit

Art. 79b Elektronische Uberwachung Flinfter Titel: Bewahrungshilfe, Weisungen, soziale Betreuung
Art. 80 Abweichende Vollzugsformen Art. 93 Bewahrungshilfe

Art. 81 Arbeit Art. 94 Weisungen

Art. 82 Aus- und Weiterbildung Art. 95 Gemeinsame Bestimmungen

Art. 83 Arbeitsentgelt Art. 96 Soziale Betreuung


Vorführender
Präsentationsnotizen
Rund zwanzig Bestimmungen zum Vollzug, die es in sich haben. 
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Art. 82 — Aus- und Weiterbildung

Dem Gefangenen ist bei Eighung nach
Moglichkeit Gelegenheit zu einer
seinen Fahigkeiten entsprechenden
Aus- und Weiterbildung zu geben
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Art. 82 — Aus- und Weiterbildung

- Aus- und Weiterbildung neu der
Arbeit in der JVA gleichgestellt.

- Verglitung auch der Weiterbildung
(Art. 83 Abs. 3)

https://www.watson.ch/schweiz/gesellschaft%20&%20poli
tik/820246188-grenchner-schenkkreis-mord-guido-s-will-
in-strafanstalt-lenzburg-eine-lehre-machen


Vorführender
Präsentationsnotizen
Siehe auch https://www.watson.ch/schweiz/blaulicht/814921544-ausbildung-im-gefaengnis-3-haeftlinge-aus-lenzburg-erzaehlen
Drohende Ausschaffung steht Ausbildung nicht entgegen. 
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Vollzug

Vierter Titel: Vollzug von Freiheitsstrafen/Massnahmen Art. 84 Beziehungen zur Aussenwelt

Art. 74 1. Vollzugsgrundsdtze Art. 85 Kontrollen und Untersuchungen

Art. 75 2. Vollzug von Freiheitsstrafen/Grundsatze Art. 86 Bedingte Entlassung/a. Gewahrung

Art. 75a Besondere Sicherheitsmassnahmen Art. 87 b. Probezeit

Art. 76 Vollzugsort Art. 88 c. Bewahrung

Art. 77 Normalvollzug Art. 89 d. Nichtbewahrung

Art. 77a Arbeitsexternat und Wohnexternat Art. 90 3. Vollzug von Massnahmen

Art. 77b Halbgefangenschaft Art. 91 4. Gemeinsame Bestimmungen/Disziplinarrecht
Art. 78 Einzelhaft Art. 92 Unterbrechung des Vollzugs

Art. 79 aufgehoben (tageweiser Vollzug) Art. 92a Informationsrecht

Art. 79a Gemeinnutzige Arbeit

Art. 79b Elektronische Uberwachung Flinfter Titel: Bewahrungshilfe, Weisungen, soziale Betreuung
Art. 80 Abweichende Vollzugsformen Art. 93 Bewahrungshilfe

Art. 81 Arbeit Art. 94 Weisungen

Art. 82 Aus- und Weiterbildung Art. 95 Gemeinsame Bestimmungen

Art. 83 Arbeitsentgelt Art. 96 Soziale Betreuung


Vorführender
Präsentationsnotizen
Rund zwanzig Bestimmungen zum Vollzug, die es in sich haben. 
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Art. 83 — Arbeitsentgelt

1 Der Gefangene erhalt flir seine Arbeit ein von
seiner Leistung abhangiges und den Umstanden
angepasstes Entgelt.

2 Der Gefangene kann wahrend des Vollzugs nur
uber einen Teil seines Arbeitsentgeltes frei
verfigen. Aus dem anderen Teil wird fur die Zeit
nach der Entlassung eine Riicklage gebildet. Das
Arbeitsentgelt darf weder gepfandet noch mit
Arrest belegt ...

3 Nimmt der Gefangene an einer Aus- und
Weiterbildung teil, welche der Vollzugsplan an
Stelle einer Arbeit vorsieht, so erhalt er eine
angemessene Vergltung.
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Art. 380 — Kostentragung

1 Die Kosten des Straf- und Massnahmenvollzugs
tragen die Kantone.

2 Der Verurteilte wird in angemessener Weise an
den Kosten des Vollzugs beteiligt:

a. durch deren Verrechnung mit seiner
Arbeitsleistung im Straf- oder
Massnahmenvollzug;

b. (bei Arbeitsverweigerung)

c. durch Abzug eines Teils des Einkommens, das er
auf Grund einer Tatigkeit im Rahmen der
Halbgefangenschaft, des Vollzugs durch
elektronische Uberwachung, des
Arbeitsexternats oder des Wohn- und
Arbeitsexternats erzielt.
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Art. 83 — Arbeitsentgelt

— Ostschweizer Strafvollzugskonkordat:
CHF 28 bis 35 pro Tag

— Strafvollzugskonkordat der Nordwest-
und Innerschweiz: CHF 26 pro Tag.

— Konkordat der lateinischen Schweiz:
Max. CHF 33 pro Tag, CHF 8
Vollzugskostenanteil

BSK StGB*- Noll, Art. 83 N 9
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Vollzug

Vierter Titel: Vollzug von Freiheitsstrafen/Massnahmen Art. 84 Beziehungen zur Aussenwelt

Art. 74 1. Vollzugsgrundsdtze Art. 85 Kontrollen und Untersuchungen

Art. 75 2. Vollzug von Freiheitsstrafen/Grundsatze Art. 86 Bedingte Entlassung/a. Gewahrung

Art. 75a Besondere Sicherheitsmassnahmen Art. 87 b. Probezeit

Art. 76 Vollzugsort Art. 88 c. Bewahrung

Art. 77 Normalvollzug Art. 89 d. Nichtbewahrung

Art. 77a Arbeitsexternat und Wohnexternat Art. 90 3. Vollzug von Massnahmen

Art. 77b Halbgefangenschaft Art. 91 4. Gemeinsame Bestimmungen/Disziplinarrecht
Art. 78 Einzelhaft Art. 92 Unterbrechung des Vollzugs

Art. 79 aufgehoben (tageweiser Vollzug) Art. 92a Informationsrecht

Art. 79a Gemeinnutzige Arbeit

Art. 79b Elektronische Uberwachung Flinfter Titel: Bewahrungshilfe, Weisungen, soziale Betreuung
Art. 80 Abweichende Vollzugsformen Art. 93 Bewahrungshilfe

Art. 81 Arbeit Art. 94 Weisungen

Art. 82 Aus- und Weiterbildung Art. 95 Gemeinsame Bestimmungen

Art. 83 Arbeitsentgelt Art. 96 Soziale Betreuung


Vorführender
Präsentationsnotizen
Rund zwanzig Bestimmungen zum Vollzug, die es in sich haben. 



Art. 84 — Beziehungen zur Aussenwelt

1 Der Gefangene hat das Recht, Besuche zu empfangen und mit
Personen ausserhalb der Anstalt Kontakt zu pflegen. Der Kontakt
mit nahe stehenden Personen ist zu erleichtern.

2 Der Kontakt kann kontrolliert und zum Schutz der Ordnung und .
Sicherheit der Strafanstalt beschrankt oder untersagt werden. Die

Uberwachung von Besuchen ist ohne Wissen der Beteiligten nicht

zuldssig. Vorbehalten bleiben strafprozessuale Massnahmen zur

Sicherstellung einer Strafverfolgung.

3 Geistlichen, Arzten, Rechtsanwailten... freie Verkehr mit den N7 Zensc hf s Strafge
Gefangenen gestattet werden. [1CT1d )51

4 Der Kontakt mit Verteidigern ist zu gestatten. Besuche des
Verteidigers diirfen beaufsichtigt, die Gesprache aber nicht
mitgehdrt werden. Eine inhaltliche Uberpriifung der
Korrespondenz und anwaltlicher Schriftstlicke ist nicht gestattet.
Der anwaltliche Kontakt kann bei Missbrauch von der zustandigen
Behorde untersagt werden.
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Art. 84 — Beziehungen zur Aussenwelt

oo
info bulletin
builetin info

nahe stehenden Personen

Uberwachung von Besuchen

Verteidigern www.bj.admin.ch/dam/data/bj/sicherheit/smv/smvbulletin/201
1/ib-1102-d.pdf


Vorführender
Präsentationsnotizen
Nur für Verheiratete? Nein, auch nichteheliche Partner
Sexarbeiter? BSK: Nein
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Art. 84 — Beziehungen zur Aussenwelt

5 Der Verkehr mit den Aufsichtsbeho6rden darf nicht kontrolliert

werden.
6 Dem Gefangenen ist zur Pflege der Beziehungen zur Aussenwelt,
zur Vorbereitung seiner Entlassung oder aus besonderen Griinden

in angemessenem Umfang Urlaub zu gewahren, soweit sein

Verhalten im Strafvollzug dem nicht entgegensteht und keine

Gefahr besteht, dass er flieht oder weitere Straftaten begeht.

e .rua‘\'rl‘

6°s Lebenslanglich verwahrten Straftatern werden wéahrend des
der Verwahrung vorausgehenden Strafvollzugs keine Urlaube oder
andere Vollzugs6ffnungen gewahrt.

7 Vorbehalten bleiben Artikel 36 des Wiener Ubereinkommens
vom 24. April 19632 Uber konsularische Beziehungen sowie
andere fir die Schweiz verbindliche volkerrechtliche Regeln liber
den Besuchs- und Briefverkehr.



Art. 84 — Beziehungen zur Aussenwelt

Hafturlaub fiir Marco Camenisch

Dem Morder und Sprengstoffattentiiter soll die Haft erleichtert werden. Die anschliessende
Entlassung wird bereils geplant.

Artikel zum Thema

Lebenskinglich im
Widerstand

Urlaub

Lebenslanglich verwahrten Straftatern

https://www.tagesanzeiger.ch/zuerich/region/hafturlaub-
fuer-marco-camenisch/story/20451399
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Vollzug von Freiheitsstrafen

Art. 86 ff. — bedingte Entlassung



11\ Universitit
Zurich™

Vollzug

Vierter Titel: Vollzug von Freiheitsstrafen/Massnahmen

Art. 75 2. Vollzug von Freiheitsstrafen Art. 86 Bedingte Entlassung/a. Gewahrung
Art. 87 b. Probezeit
Art. 88 c. Bewahrung

Art. 89 d. Nichtbewahrung
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Freiheitsentzug

Strafvollzug

Bewdhrung
Probezeit Bewahrungshilfe
Weisungen Weisungen (87 1l1)

Wohnen extern

Arbeit extern

Verurteilung

50 % Strafe

66 % Strafe 100% Strafe
Bedingte Entlassung Definitive Entlassung

Y

Vollzugsdienste

Y

Bewahrungsdienste


Vorführender
Präsentationsnotizen
1. Der Strafvollzug muss in Phasen unterteilt werden. Er beginnt mit der Verurteilung. Wichtige Stufen sind die Strafhälfte und 2/3 der Strafe


A8 Universitit
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Art. 86 ff. — Bedingte Entlassung

Art. 86 a. Gewadhrung
66%, Prognose, Bericht

Art. 87 b. Probezeit
fir Strafrest, Hilfe, Weisungen

Art. 88 c. Bewdhrung —

Entlassung
Art. 89 d. Nichtbewahrung
Riickversetzung, Verl. Probez:.
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Art. 86 — Bedingte Entlassung/Gewahrung

«Die bedingte Entlassung stellt die
Regel und die Verweigerung die
Ausnahme dar.»

BGer 6B_93/2015, E. 4.1
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Art. 86 — Bedingte Entlassung/Gewahrung

- Geschworenengericht Zurich verurteilte S.
am 2'9‘2008 Wegen VorsatZIiCher TOtung’ Kein Pardon, keine Chance: Einem kosovarischen Mehrfachtédter und Musterhaftling
mehrfacher Gefahrdung des Lebens, ekl gfaby se 1 hoch, o doe Bundengasaht,
Vergehens gegen das Waffengesetz und
grober Verletzung von Verkehrsregeln zu
15 % Jahren Freiheitsstrafe. I —

- Nach Eintritt des Zweidrittels-Termins " T e
lehnte das Amt flr Justizvollzug die
bedingte Entlassung wiederholt ab.

Herr S. bleibt im Gefangnis

Brigitte Hiirlimann
8.7.2017, 06:00 Uhr

N = B v B { © MEISTGELESEN IM RE

- S. erhob schliesslich Beschwerde ans
Bundesgericht.
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Art. 86 — Bedingte Entlassung/Gewahrung

«Der Beschwerdefiihrer beruft sich auf
ein tadelloses Verhalten im Strafvoll-
zug. Wie bereits [...] ausgefihrt, reicht
ein solches Verhalten fur die positive
Legalprognose nicht aus. [...]»

BGer 6B_240/2017,E. 1.5.1
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Art. 86 — Bedingte Entlassung/Gewahrung

«nicht bestreitbaren kriminellen
Karriere mit dramatischer
Deliktprogredienz»

BGer 6B_240/2017, E. 1.5.5
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Vollzug von Massnahmen
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Vollzug

Vierter Titel: Vollzug von Freiheitsstrafen/Massnahmen Art. 84 Beziehungen zur Aussenwelt

Art. 74 1. Vollzugsgrundsdtze Art. 85 Kontrollen und Untersuchungen

Art. 75 2. Vollzug von Freiheitsstrafen/Grundsatze Art. 86 Bedingte Entlassung/a. Gewahrung

Art. 75a Besondere Sicherheitsmassnahmen Art. 87 b. Probezeit

Art. 76 Vollzugsort Art. 88 c. Bewahrung

Art. 77 Normalvollzug Art. 89 d. Nichtbewahrung

Art. 77a Arbeitsexternat und Wohnexternat Art.90 3. Vollzug von Massnahmen

Art. 77b Halbgefangenschaft Art. 91 4. Gemeinsame Bestimmungen/Disziplinarrecht
Art. 78 Einzelhaft Art. 92 Unterbrechung des Vollzugs

Art. 79 aufgehoben (tageweiser Vollzug) Art. 92a Informationsrecht

Art. 79a Gemeinnutzige Arbeit

Art. 79b Elektronische Uberwachung Fiinfter Titel: Bewahrungshilfe, Weisungen, soziale Betreuung
Art. 80 Abweichende Vollzugsformen Art. 93 Bewahrungshilfe

Art. 81 Arbeit Art. 94 Weisungen

Art. 82 Aus- und Weiterbildung Art. 95 Gemeinsame Bestimmungen

Art. 83 Arbeitsentgelt Art. 96 Soziale Betreuung
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Art. 90 — Vollzug von Massnahmen

1 Eine Person, die sich im Vollzug einer Massnahme nach den Artikeln 59-61 befindet, darf
nur dann ununterbrochen von den andern Eingewiesenen getrennt untergebracht werden,
wenn dies unerlasslich ist:

a. alsvoribergehende therapeutische Massnahme;

b. zum Schutz des Eingewiesenen oder Dritter; .
c. als Disziplinarsanktion.

2 Zu Beginn des Vollzugs der Massnahme wird zusammen mit dem Eingewiesenen oder

seinem gesetzlichen Vertreter ein Vollzugsplan erstellt. Dieser enthalt namentlich Angaben

Uber die Behandlung der psychischen Stérung, der Abhangigkeit oder der

Entwicklungsstorung des Eingewiesenen sowie zur Vermeidung von Drittgefahrdung.

2bis Massnahmen nach den Artikeln 59-61 und 64 kénnen in der Form des Wohn- und
Arbeitsexternats vollzogen werden, wenn begriindete Aussicht besteht, dass dies Schwe SC “ S Str. "
entscheidend dazu beitragt, den Zweck der Massnahme zu erreichen, und wenn keine Gefahr 1 N

besteht, dass der Eingewiesene flieht oder weitere Straftaten begeht. Artikel 77a Absatze 2

und 3 gilt sinngemass.1

3 Ist der Eingewiesene arbeitsfahig, so wird er zur Arbeit angehalten, soweit seine stationare
Behandlung oder Pflege dies erfordert oder zuldsst. Die Artikel 81-83 sind sinngemass
anwendbar.

4 Fur die Beziehungen des Eingewiesenen zur Aussenwelt gilt Artikel 84 sinngemadss, sofern
nicht Griinde der stationdren Behandlung weiter gehende Einschrankungen gebieten.

4bis F{jr die Einweisung in eine offene Einrichtung und fiir die Bewilligung von
Vollzugsoffnungen gilt Artikel 75a sinngemass.2

4ter Wihrend der lebensldnglichen Verwahrung werden keine Urlaube oder andere
Vollzugsoffnungen bewilligt.3

5 Fur Kontrollen und Untersuchungen gilt Artikel 85 sinngemass.
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Art. 90 — Vollzug von Massnahmen

1 Eine Person, die sich im Vollzug einer Massnahme nach den Artikeln 59-61 befindet, darf
nur dann ununterbrochen von den andern Eingewiesenen getrennt untergebracht werden,
wenn dies unerlasslich ist:

a. alsvoriibergehende therapeutische Massnahme; ~ Einzel'/|50|ati0n5haft

b. zum Schutz des Eingewiesenen oder Dritter;
c. als Disziplinarsanktion.

—_

2 Zu Beginn des Vollzugs der Massnahme wird zusammen mit dem Eingewiesenen oder
seinem gesetzlichen Vertreter ein Vollzugsplan erstellt. Dieser enthalt namentlich Angaben
Uber die Behandlung der psychischen Stérung, der Abhangigkeit oder der
Entwicklungsstorung des Eingewiesenen sowie zur Vermeidung von Drittgefahrdung. _
2is Massnahmen nach den Artikeln 59-61 und 64 kénnen in der Form des Wohn- und
Arbeitsexternats vollzogen werden, wenn begriindete Aussicht besteht, dass dies
entscheidend dazu beitragt, den Zweck der Massnahme zu erreichen, und wenn keine Gefahr
besteht, dass der Eingewiesene flieht oder weitere Straftaten begeht. Artikel 77a Absatze 2 L .

a3 gt Smgemiee Wohn-/Arbeitsexternat

— Vollzugsplan

3 Ist der Eingewiesene arbeitsfahig, so wird er zur Arbeit angehalten, soweit seine stationare
Behandlung oder Pflege dies erfordert oder zuldsst. Die Artikel 81-83 sind sinngemass
anwendbar.

4 Fur die Beziehungen des Eingewiesenen zur Aussenwelt gilt Artikel 84 sinngemadss, sofern
nicht Griinde der stationdren Behandlung weiter gehende Einschrankungen gebieten.

4bis F{jr die Einweisung in eine offene Einrichtung und fiir die Bewilligung von
Vollzugsoffnungen gilt Artikel 75a sinngemass.2 L Bezieh u ngen/u rla u b/Kontrol Ie
4ter Wihrend der lebensldnglichen Verwahrung werden keine Urlaube oder andere
Vollzugsoffnungen bewilligt.3

5 Fur Kontrollen und Untersuchungen gilt Artikel 85 sinngemass.
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Suizidbeihilfe im Verwahrungsvollzug

Peter Vogt wird verwahrt, da er
tber ein Dutzend Kinder und
Frauen vergewaltigt hat. Er will
mit dieser Perspektive nicht
weiterleben und plant deshalb, PETER VOGT
mit Hilfe der Organisation «Exit»

im Gefangnis zu sterben.



Vorführender
Präsentationsnotizen

https://www.telezueri.ch/zuerinews/vergewaltiger-will-mit-exit-sterben-133571332 

Hier handelt es sich nicht um eine unmittelbar zum Tod führende Krankheit. Rieder hätte noch viele Jahre weiterleben können. Das schliesst die Sterbehilfe nicht per se aus. Schwieriger gestaltet sich die Frage nach der Urteilsfähigkeit bei psychisch Kranken.

Gemäss Bundesgericht können auch psychisch Leidende Hilfe beim Freitod in Anspruch nehmen, solange sie bezüglich des Suizides urteilsfähig sind. EXIT hilft in wenigen Fällen pro Jahr bei psychischen Leiden. Die Anforderungen sind hoch und umfassen eine langjährige psychische Erkrankung und adäquate Therapie sowie ausführliche Gutachten hinsichtlich der Urteilsfähigkeit. Dennoch steigt die Zahl der Begleitungen in diesem Bereich langsam an.

Verwandte Probleme stellen sich bei Demenzerkrankungen wie Alzheimer: Eine Freitodbegleitung kommt nur im frühen Stadium bei noch vorhandener Urteilsfähigkeit in Frage. Eine Möglichkeit ist eine im Frühstadium abgeschlossene Patientenverfügung.
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Organisierte Suizidbeihilfe

«Verbot fur den urteilsfahigen
Inhaftierten, intramural sein
Leben mit einer Suizidhilfe- (?\b
organisation zu beenden, halt

. Thierry Urwyler
VO r e I n e m Ve rfa SS u n gs rec ht_ Mitarbeiter Stab bei Amt fiir Justizvollzug (Ziirich)
lichen Hintergrund nicht stand.»

)

Thierry Urwyler / Thomas Noll, Sterbehilfe (Suizidhilfe) im Straf-
und Massnahmenvollzug, in: Jusletter 10. Dezember 2018


Vorführender
Präsentationsnotizen
Hier handelt es sich nicht um eine unmittelbar zum Tod führende Krankheit. Rieder hätte noch viele Jahre weiterleben können. Das schliesst die Sterbehilfe nicht per se aus. Schwieriger gestaltet sich die Frage nach der Urteilsfähigkeit bei psychisch Kranken.

Gemäss Bundesgericht können auch psychisch Leidende Hilfe beim Freitod in Anspruch nehmen, solange sie bezüglich des Suizides urteilsfähig sind. EXIT hilft in wenigen Fällen pro Jahr bei psychischen Leiden. Die Anforderungen sind hoch und umfassen eine langjährige psychische Erkrankung und adäquate Therapie sowie ausführliche Gutachten hinsichtlich der Urteilsfähigkeit. Dennoch steigt die Zahl der Begleitungen in diesem Bereich langsam an.

Verwandte Probleme stellen sich bei Demenzerkrankungen wie Alzheimer: Eine Freitodbegleitung kommt nur im frühen Stadium bei noch vorhandener Urteilsfähigkeit in Frage. Eine Möglichkeit ist eine im Frühstadium abgeschlossene Patientenverfügung.
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Organisierte Suizidbeihilfe

Probleme:
- Freiverantwortlichkeit

- Staatliche Schutzpflicht 4@;
- Vereiteln der gerechten Strafe Thierry Urwyler

Mitarbeiter Stab bei Amt fiir Justizvollzug (Ziirich)

Thierry Urwyler / Thomas Noll, Sterbehilfe (Suizidhilfe) im Straf-
und Massnahmenvollzug, in: Jusletter 10. Dezember 2018


Vorführender
Präsentationsnotizen
Hier handelt es sich nicht um eine unmittelbar zum Tod führende Krankheit. Rieder hätte noch viele Jahre weiterleben können. Das schliesst die Sterbehilfe nicht per se aus. Schwieriger gestaltet sich die Frage nach der Urteilsfähigkeit bei psychisch Kranken.

Gemäss Bundesgericht können auch psychisch Leidende Hilfe beim Freitod in Anspruch nehmen, solange sie bezüglich des Suizides urteilsfähig sind. EXIT hilft in wenigen Fällen pro Jahr bei psychischen Leiden. Die Anforderungen sind hoch und umfassen eine langjährige psychische Erkrankung und adäquate Therapie sowie ausführliche Gutachten hinsichtlich der Urteilsfähigkeit. Dennoch steigt die Zahl der Begleitungen in diesem Bereich langsam an.

Verwandte Probleme stellen sich bei Demenzerkrankungen wie Alzheimer: Eine Freitodbegleitung kommt nur im frühen Stadium bei noch vorhandener Urteilsfähigkeit in Frage. Eine Möglichkeit ist eine im Frühstadium abgeschlossene Patientenverfügung.
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Organisierte Suizidbeihilfe

Losungen:

Wahl zwischen zwei Ubeln frei
Schutzpflicht vor Affektsuizid
Palliative Care
Entlassungsperspektive
EinfUhren von Sperrfristen

(1
Thierry Urwyler
Mitarbeiter Stab bei Amt fiir Justizvollzug (Ziirich)

Thierry Urwyler / Thomas Noll, Sterbehilfe (Suizidhilfe) im Straf-
und Massnahmenvollzug, in: Jusletter 10. Dezember 2018
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Organisierte Suizidbeihilfe

(bis max. 15 Jahre) (@b

- Massnahmen: Sicherung Thierry Urwyler

(a b 1 5 Ja h re n ) Mitarbeiter Stab bei Amt fiir Justizvollzug (Ziirich)

Thierry Urwyler / Thomas Noll, Sterbehilfe (Suizidhilfe) im Straf-
und Massnahmenvollzug, in: Jusletter 10. Dezember 2018

Losungen:
- Strafe: Vergeltung
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Gemeinsame Bestimmungen
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Vollzug

Vierter Titel: Vollzug von Freiheitsstrafen/Massnahmen Art. 84 Beziehungen zur Aussenwelt

Art. 74 1. Vollzugsgrundsditze Art. 85 Kontrollen und Untersuchungen

Art. 75 2. Vollzug von Freiheitsstrafen/Grundsatze Art. 86 Bedingte Entlassung/a. Gewahrung

Art. 75a Besondere Sicherheitsmassnahmen Art. 87 b. Probezeit

Art. 76 Vollzugsort Art. 88 c. Bewahrung

Art. 77 Normalvollzug Art. 89 d. Nichtbewahrung

Art. 77a Arbeitsexternat und Wohnexternat Art. 90 3. Vollzug von Massnahmen

Art. 77b Halbgefangenschaft Art. 91 4. Gemeinsame Bestimmungen/Disziplinarrecht
Art. 78 Einzelhaft Art. 92 Unterbrechung des Vollzugs

Art. 79 aufgehoben (tageweiser Vollzug) Art. 92a Informationsrecht

Art. 79a Gemeinnitzige Arbeit

Art. 79b Elektronische Uberwachung Flinfter Titel: Bewahrungshilfe, Weisungen, soziale Betreuung
Art. 80 Abweichende Vollzugsformen Art. 93 Bewahrungshilfe

Art. 81 Arbeit Art. 94 Weisungen

Art. 82 Aus- und Weiterbildung Art. 95 Gemeinsame Bestimmungen

Art. 83 Arbeitsentgelt Art. 96 Soziale Betreuung
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Art. 92 — Unterbrechung des Vollzugs

Der Vollzug von Strafen und
Massnahmen darf aus wichtigen
Grinden unterbrochen werden.
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Art. 92 — Unterbrechung des Vollzugs

"Problematik des langer dauernden
Hungerstreiks eines Strafgefangenen; unter
bestimmten Voraussetzungen kann die
Strafvollzugsbehorde die Zwangsernahrung
anordnen, mit Ricksicht auf die Subsidiaritat
der Vollzugsunterbrechung aber nicht, solange
keine Anhaltspunkte dafir bestehen, dass
einer Gefahr fur die Gesundheit des
Betroffenen gegebenenfalls nicht durch
Zwangsernahrung begegnet werden kann."

BGE 136 IV 97, Regeste
Pladoyer: Fehlurteil des Jahres 2010


Vorführender
Präsentationsnotizen
Problème posé par le détenu qui se livre à une grève de la faim prolongée; à certaines conditions, l'autorité d'application des peines peut ordonner qu'un tel détenu soit alimenté de force; dès lors, en vertu de la subsidiarité de l'interruption, l'autorité d'application des peines ne saurait interrompre l'exécution de la peine ou de la mesure d'un gréviste de la faim si rien n'empêche de retenir que le risque d'atteinte à la santé pourra être écarté, le moment venu, par l'alimentation forcée de l'intéressé (consid. 6). 

M.E. soll das heissen: Haft darf nur unterbrochen werden, wenn Zwangsernährung nicht möglich. 

3. Exkurs: Hungerstreik und Zwangsernährung
16
In BGE 136 IV 97, Pra 2011, Nr. 33, 216 – 234 (Fall des Walliser Hanfbauern B. Rappaz) hatte das BGer erstmals Gelegenheit, sich mit der Frage der Straferstehungsfähigkeit in Zusammenhang mit einem Protest-Hungerstreik zu äussern. Rappaz war wiederholt in den Hungerstreik getreten, um seine Freilassung zu erwirken. Das BGer wies seine Beschwerde gegen die Verweigerung der Unterbrechung des Strafvollzugs schliesslich ab. Zwar sah es in der Verschlechterung seines Gesundheitszustands als Folge des zwei | maligen Hungerstreiks einen wichtigen gesundheitlichen Grund, der die Prüfung einer Unterbrechung des Strafvollzugs rechtfertige. Indessen liess es die Gewährung eines Strafunterbruchs an der Subsidiarität scheitern, welche im Lichte der Notwendigkeit der Aufrechterhaltung der Glaubwürdigkeit des Strafsystems und in der Haltung des Gefangenen, zur Bekräftigung von Forderungen, denen nicht stattgegeben werden könne, einen Hungerstreik durchzuführen, zu beurteilen sei. Der Staat habe seinen Strafanspruch gegenüber rechtskräftig verurteilten Straftätern durchzusetzen und er habe dafür zu sorgen, dass Inhaftierte nicht an Leib und Leben geschädigt würden. Das BGer kam zum Schluss, es sei nicht absolut unmöglich, die Entstehung von körperlichen Schädigungen als Folge eines Hungerstreiks durch eine medizinische Behandlung während des (angepassten) Vollzugs zu verhindern. Nötigenfalls dürfe dazu das Mittel der Zwangsernährung ergriffen werden. Als gesetzliche Grundlage für diesen Eingriff in verschiedene Grundrechte des Gefangenen zog das BGer mangels gesetzlicher Regelung im kantonalen Recht die polizeiliche Generalklausel gem. Art. 36 Abs. 1 Satz 3 BV heran und hielt fest, die Zwangsernährung sei keine unverhältnismässige Einschränkung der Meinungsäusserungs- und der persönlichen Freiheit und sie verletzte das Verbot unmenschlicher und erniedrigender Behandlung nicht, wenn sie würdig und entsprechend den Regeln der Kunst durchgeführt werde. Dagegen sei es nicht zulässig, dass die Ärzteschaft die rechtmässig angeordnete Zwangsernährung unter Berufung auf die ethisch-medizinischen Richtlinien der Schweizerischen Akademie der Medizinischen Wissenschaften (SAMW) als blosses «soft law» verweigere.
17
Dieses Urteil führte in juristischen und medizinischen Fachkreisen zu umfangreichen, kontroversen Debatten. Besonders heftig diskutiert wurde dabei (nebst der Bemühung der polizeilichen Generalklausel, vgl. dazu Bürli/Keller, AJP 2011, 1143 ff.) die Frage der Zulässigkeit der Zwangsernährung von Personen im Strafvollzug im Allgemeinen und beim Vorliegen einer anderslautenden Patientenverfügung im Speziellen, wogegen die Ablehnung des Strafunterbruchs kaum in Frage gestellt wurde (vgl. Brägger, FS Wiprächtiger, 532 f.; Tag, forumpoenale 2011, 152 f., m. Hinw. auf die in der Schweizerischen Ärztezeitung [SÄZ] geführten Auseinandersetzungen; Krähenmann et al., Jusletter 2011, N 10 ff.). Im (juristischen) Kern geht es dabei darum, unter welchen Voraussetzungen und in welchem Masse das Selbstbestimmungsrecht als Element der Menschenwürde eines Gefangenen eingeschränkt werden darf (Art. 74; vgl. dazu Brägger, Jusletter 2010) und in welchem Verhältnis dieses Recht zur Fürsorgepflicht von Vollzugsverantwortlichen und -medizinern steht, wobei dieses Dilemma auf Seiten der Ärzteschaft durch die Grundsätze in den medizin-ethischen Richtlinien der SAMW noch verstärkt wird. Der mit der Zwangsernährung beauftrage Arzt wehrte sich denn auch gerichtlich gegen diesen Auftrag, das BGer schrieb das Verfahren indessen als gegenstandslos ab, nachdem der Gefangene nach langem Hin und Her wieder zu Essen begonnen hatte (BGer, StrA, 18. 2. 2011, 6B_1011/2010). Dass die Klärung einer Frage von solcher Komplexität und Tragweite über die Rechtsprechung und unter Zuhilfenahme der polizeilichen Generalklausel erfolgen musste, wird in der Literatur zu Recht als problematisch bezeichnet (vgl. auch Art. 74 N 7). Entsprechend wurden Forderungen nach einer Regelung im Bundesrecht laut (Brägger, Jusletter 2010, N 3 ff.; Tag, forumpoenale 2011, 155; zur schweizerischen Rechtslandschaft: BGE 136 IV 97, Pra 2011, Nr. 33, 228 ff.; Peter, Jusletter 2011, N 2 ff. und 23 ff.; zur internationalen Rechtslandschaft: BGE 136 IV 97, 108 ff., Pra 2011, Nr. 33, 226 ff.; Tag, forumpoenale 2011, 155). Bundesrat und Rechtskommission des Nationalrats (RK-N) haben sich hingegen (in Zusammenhang mit der parlamentarischen Initiative Amherd bzw. der Motion Schmidt) gegen eine solche Regelung ausgesprochen, u. a. mit dem Hinweis auf die bereits bestehenden kantonalen Regelungen. Dies ist bedauerlich, denn gerade beim Thema Hungerstreik liegt eine klassische interkantonale Situation vor, da nur in einigen wenigen Kantonen Spitäler | mit Gefängnisabteilungen zur Verfügung stehen (zur Problematik der interkantonalen Zusammenarbeit vgl. auch Krähenmann et al., Jusletter 2011, N 35 ff.). Eine Regelung auf Konkordatsebene fällt dagegen ausser Betracht, da für die Anordnung von Zwangsernährung ein Gesetz im formellen Sinne erforderlich ist (Art. 36 Abs. 1 BV) und auf Ebene der Strafvollzugskonkordate ohnehin nur für den Bereich Justizvollzug (und nicht für die Ärzteschaft) Richtlinien geschaffen werden können. Letzten Endes bleibt der Umgang mit Hungerstreikenden im Sanktionenvollzug somit den Kantonen im Alleingang überlassen. Immerhin hat die KKJPD Empfehlungen abgegeben, die darauf hinauslaufen, das Selbstbestimmungsrecht erwachsener Personen zu achten. Ebenso hat die zentrale Ethikkommission der SAMW (ZEK) inzwischen einen Anhang zu den medizin-ethischen Richtlinien «Ausübung der ärztlichen Tätigkeit bei inhaftierten Personen» m. Hinw. zu deren praktischen Umsetzung verabschiedet. Gemäss Ziff. 6 dieses Anhangs («Vorgehen bei Hungerstreik») ist Zwangsernährung einzig für den Fall indiziert, dass die inhaftierte Person urteilsunfähig ist, keine die künstliche Ernährung in dieser Situation ablehnende Patientenverfügung vorliegt und der Verzicht auf eine solche Massnahme unmittelbare Lebensgefahr bedeutet. Inzwischen haben die meisten Kantone auf unterschiedlicher Stufe inhaltlich ähnlich lautende Regeln für die Zwangsernährung erlassen (z. B. Kanton VS: Art. 49bis Geschäftsordnung der Strafvollzugsanstalten, vgl. Sproumont, Jusletter 2012, N 4; Kanton ZG: § 6a Verordnung über den strafrechtlichen Justizvollzug gegenüber Erwachsenen, BGS 331.2, Kanton BE: Art. 61 Gesetz über den Straf- und Massnahmenvollzug, BSG 341.1, Kanton ZH: Richtlinien betreffend das Vorgehen bei Hungerstreik in den Vollzugseinrichtungen des Amts für Justizvollzug vom 17. 9. 2012).
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Art. 92 — Unterbrechung des Vollzugs

«Im (juristischen) Kern geht es dabei darum,
unter welchen Voraussetzungen und in
welchem Masse das Selbstbestimmungsrecht
als Element der Menschenwlrde eines
Gefangenen eingeschrankt werden darf ... und
in welchem Verhaltnis dieses Recht zur
Firsorgepflicht von Vollzugsverantwortlichen
und -medizinern steht»

Zsf. zum Fall Rappaz, BSK StGB*-Koller, Art. 92 N 16 f.


Vorführender
Präsentationsnotizen

3. Exkurs: Hungerstreik und Zwangsernährung
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Art. 92 — Unterbrechung des Vollzugs

1 Opfer und Angehorige ... kdnnen mit schriftlichem
Gesuch verlangen, dass sie ... informiert werden:

a. Uber den Zeitpunkt des Straf- oder -
Massnahmenantritts des Verurteilten, die
Vollzugseinrichtung, die Vollzugsform...
Vollzugsunterbrechungen, Vollzugs6ffnungen

(Art. 75a Abs. 2), die bedingte oder definitive isches Strafge
Entlassung sowie die Rickversetzung in den - " NELaSS
Straf- oder Massnahmenvollzug;

b. umgehend lber eine Flucht des Verurteilten
und deren Beendigung.

2 Die Vollzugsbehorde entscheidet nach Anhorung
des Verurteilten tber das Gesuch...
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Bewahrungshilfe, Weisungen,
soziale Betreuung



“2 Universitat
Zurich™

Vollzug

Vierter Titel: Vollzug von Freiheitsstrafen/Massnahmen

Fiinfter Titel: Bewahrungshilfe, Weisungen, soziale Betreuung

Art. 93 Bewahrungshilfe
Art. 94 Weisungen
Art. 95 Gemeinsame Bestimmungen

Art. 96 Soziale Betreuung
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Art. 94 — Weisungen

Die Weisungen, welche das Gericht
oder die Strafvollzugsbehdrde dem
Verurteilten fir die Probezeit erteilen
kann, betreffen insbesondere die
Berufsaustbung, den Aufenthalt, das
Fliihren eines Motorfahrzeuges, den
Schadenersatz sowie die arztliche und
psychologische Betreuung.
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Art. 94 — Weisungen

«Fur die Dauer der Probezeit wird dem
Beschuldigten die Weisung erteilt, sich
einer psychologischen Behandlung im
Sinne von Art. 94 StGB zu
unterziehen.» (OG/ZH SB150166)

Luca Ranzoni, Weisungen bei bedingtem
Strafvollzug und deren Verhaltnis zu
Massnahmen, in: sui-generis 2018, S. 77
(sui-generis.ch/60)


Vorführender
Präsentationsnotizen
«Reservate staatlicher Willkür» 

Aus BSK StGB 94: keine Geschäftstätigkeit mit Sexartikeln, um den Adressaten vor weiteren Verurteilungen wegen Handelns mit pornographischen Gegenständen zu schützen; BGer, StrA, 23. 2. 2012, 6B_609/2011: keine Geschäfte im Zusammenhang mit Schuldenregulierungen zu tätigen oder sich daran in irgendeiner Form zu beteiligen; BGE 130 IV 1: für die Dauer der Probezeit jede Geschäftstätigkeit mit Hanf-Artikeln zu unterlassen; BGer, StrA, 17. 5. 2017, 6B_18/2017: als Psychiater für die Dauer der Probezeit keine weiblichen Patienten zu behandeln)
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Art. 94 — Weisungen

.."

Weisung an Exhibitionisten: ‘i
,Ausserhalb des Domizils nur noch ok
Hosen ohne oder mit zugenahtem

Hosenschlitz zu tragen”

~3
!

Ursula Frauenfelder, Die ambulante
Behandlung geistig Abnormer und Siichtiger
als strafrechtliche Massnahme nach Art.43
und 44 StGB, Diss. Ziurich 1978, S. 152,
Verweis auf Gerichtsprasident 8 Bern, Urteil
vom 4.2.1972. W.B.


Vorführender
Präsentationsnotizen
«Reservate staatlicher Willkür» 

Aus BSK StGB 94: keine Geschäftstätigkeit mit Sexartikeln, um den Adressaten vor weiteren Verurteilungen wegen Handelns mit pornographischen Gegenständen zu schützen; BGer, StrA, 23. 2. 2012, 6B_609/2011: keine Geschäfte im Zusammenhang mit Schuldenregulierungen zu tätigen oder sich daran in irgendeiner Form zu beteiligen; BGE 130 IV 1: für die Dauer der Probezeit jede Geschäftstätigkeit mit Hanf-Artikeln zu unterlassen; BGer, StrA, 17. 5. 2017, 6B_18/2017: als Psychiater für die Dauer der Probezeit keine weiblichen Patienten zu behandeln)
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Vorlesungsubersicht

Vorl. Datum Thema

1 Mo/Di 18./19.2. |Einfihrung — Funktion der Strafe

2 Mo/Di 25./26.2. |Strafarten

3 Mo/Di 4./5.3. Bedingte, teilbedingte sowie unbedingte Strafen

4 Mo/Di 11./12.3. |Strafzumessung, Konkurrenz

5 Mo/Di 18./19.3. |Grundlagen Massnahmen

6 Mo/Di 25./26.3. |Mo 25.3.: Bernhard Strauli; Di 26.3.: stationdre Massnahmen
7 Mo/Di 1./2.4. Mo 1.4.: Senat; Di. 2.4.: ambulante Massnahmen und Verwahrung
8 Di 9.4. Sicherungseinziehung

9 Mo/Di 15./16.4. |Vermogenseinziehung

10 Mo/Di 29./30.4. |Vollzug

11 Mo/Di 6./7.5. Ubertretung, Verjdhrung, Strafantrag

12 Mo/Di 13./14.5. |Expertenvortrag Silja Burgi/Alessandro Barelli (13. Mai)

13 Mo/Di 20./21.5. |Expertenvortrag Elmar Habermeyer (20. Mai)

14 Mo/Di 27./28.5. |Expertenvortrag Marc Graf (27. Mai)




Zurich™
l. Einfihrung
. Strafen
1. Strafarten
a. Geldstrafe/Busse
b. Freiheitsstrafen
C. Todesstrafe/Leibesstrafe
2. Strafaufschub
a. Bedingte Strafen
b. Teilbedingte Strafen
3. Strafzumessung
a. Strafrahmen
b. Konkurrenz
[l. Massnahmen
1. Therapeutische Massnahmen
2. Verwahrung
3. Einziehung
V. Vollzug
V. Verjahrung/Ubertretungen/Strafantrag

Ubersicht
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